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I. RECHTSQUELLEN

Die Norm, die das Grundrecht auf Befreiung von der 
Wehrpflicht in Osterreich gewährleistet, ist die Verfassungs­
bestimmung des § 2 Abs. 1 des Zivildienstgesetzes 1974 
(ZDG).1 Es heißt dort:

,,WehrpAichtige im inne des Wehrgesetzes 1978, 
BGB!. Nr. 150, sind auf ihren Antrag nach Maßgabe des § 5 
Abs. 1 und 3 von de.r Wehrpflicht zu befreien und z.ivildienst­
pflichtig, wenn sie es - von den F:illen der persönlichen Not­
wehr und Nothilfe abgesehen - aus schwerwiegenden, glaub­
haften Gewisscnsgrü'ndcn ablehnen, Waffengewalt gegen an­
dere Menschen anzuwenden und daher bei leisrung des Wehr­
dienstes in schwere Gewissensnot geraten würden." 

Zudem wird auf die Möglichkeit der Befreiung von der 
Wehrpflicht auch im Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) 
selbst hingewiesen.2 Im Rahmen des Bekenntnisses zur um­
fassenden Landesverteidigung bestimmt Art. 9 a Abs. 3: 

,.,Jeder mfonliche Österreichische St:i.atsbürger ist wehrpflich­
tig. Wer aus Gewissensgründen di� Erfüllung der Wehrpflicht 
verwcigen und hicvon befreit wird, ha, einen Ersatzdienst zu 
leisten. Das Nähere bestimmt'n die Gcsetze."l•◄ 

Die einfachgesetzlicbea Teile des ZOG fungieren als Aus­
führungsbestimmungen zu der Verfassungsbestimmung, die 
das Gmndrecht auf Be&eiung von der Wehrpflicht rcgeli 
(§ 2 Abs. 1 ZDG) und zu den Verfassungsbestimmungen,
die die Gmndpflicht zur Leistung des Zivildienstes (Ersan­
dicnms) regeln (Art. 9 a Abs. 3 2. Satz B-VG und § 2
Abs. 1 ZDG). 

II. HISTORISCHE ENlWICKLUNG

Das Vorhandensein einer a!Jgeme.incn Wehrpflicht läßt sich für 
das Gebiet des heutigen Osterreich mit vielen Unterbrechungen bis 
in die römische Zeit zurückverfolgen. Eine (Wic<ler-)Einfübrung 
der a!Jgemeinen Wehrpflicht crfolg,e mit Errichrung der konstitu­
tionellen Monarchie ( 1867). Die Regelungen über die allgemeine 
Wehrpflicht, die auf die körperliche Tauglichkeit abstellte, waren in 
den· Wehrgesetzen vom 5. 12. 1868, l'l. 4. 1889 und 5. 7. 1912 5 

enthalten, eine Verwcigcrungsmöglichkci1 bestand nicht. Nach 
Ende des ersten Weltkrieges schrieb das Gesetz der Republik 
Deutschösterreich vom 6. 2. l 919 über „ Vorläufige BesrimJIJungen 
über die bewaffnete Macht"� erneut die a!Jgcmeine Wehrpflicht vor. 
Die Republik Osterrei.ch von 1920 kann,e wege_a cil'lcs diesbezügli­
chen Verborcs seitens der Siegermächte keine allgemeine Webr­
pflicht; c gab nur ein kleines Bundesheer, zu dem man sich freiwil­
lig melden konnte. Erst das Bundesdicnstpfücbtgesetz vom 
1. 4. 1936 7 führte wiederum die aUgemeine Wehrpflicht in der
Form einer Dienstpflicht ein. Geset:t.liche Verweigerungsmöglich­
keiten gab es nicht.

Die Entwicklung des Kriegs- bzw. Waffendienstverweigerungs­
rechtes steht politisch-ideologisch in engem Zusammenhang mit der 
Geschichte der österreichischen Pazifismusbewegung seit der Grün­
dung der „Osterreichischen Friedensgesellschaft" durch Bena von 
Suttner im Jahr 1891, juristisch mit dem seit 1867 gewährleisteten 
Grundrecht auf Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 14 StGG). 8 

* Der 28. Beitrag im Rahmen der EuGRZ-Aufsatzserie „Die
Praxis der Grundrechte in Osterreich" (cf. EuGRZ Heft 9-12/1982) 
im Anschluß an EuGRZ 1984, 357 ff. 

o. Univ.-Prof. Dr. iur. Christian Brünner, Vertragsassistent Dr.
illr. K/,rns Krottmayer, Universitätsassistent Dr. iur. Franz Merli, 
Vertragsassistc.nl Or. iur, Wolfgang Stock, alle: Institut für öffentli­
ches Recht, Politikwissenschaft und Verwaltungslehre an der Uni­
versit;it Graz. Veran1wonlich für 1.-lV. t Wolfgang Stock, für 
V.-VII.2.: Franz Merli, für VII.3.-VIII.: Klaus Krottmayer; Ge­
samtredaktion: Christian Brünncr. 

1 ZDG, BGB!. 1974/187 i. d.F. 1977/235, 1977/599, 1980/46, 
1980/322, 1980/496, 1981/344, 1982/315 und 1983/575. 

1 Dies seit der B-VG-Novelle 1975, BGB!. 1975/368. 
3 Dazu die Erläuternden Bemerkungen (EB) zur Regierungsvor­

lage (RV), 1461 BlgNR 13. GP, 6: ,,Die Möglichkeit der Befreiung 
vom Wehrdienst im Hinblick auf eine Weigerung aus Gewissens­
gründen soll in der Bundesverfassung instirutionalisien, gleichzeitig 
soU aber angeordnet werden, daß diesfalls ein Ersatzdienst zu leisten 
ist (vgl. die Verfassungsbestimmung im§ 2 Abs. l des Zivildienstge­
sem:s, BGB!. Nr. 187/1974, das am\. Jänner 1975 in Kraft getreten 
ist)." 

• Unklar war, ob dem § 2 (1) ZDG mit der Einführung des
An. 9 a Abs. 3 B-VG derogien worden ist. Der VfGH verneinte 
dies in VfSlg. 8171/1977. 

5 RGBI. 1868/151, 1889/41 und 1912/128. 
6 StGB!. 1919/91. 
7 BVG über eine a!Jgemeine Dienstpflicht für öffentliche Zwek­

ke, BGB!. 1936/102. 
8 Staatsgrundgesetz über die a!Jgemeinen Rechte der Staatsbür­

ger (i. V.m. An. 149 B-VG); vgl. dazu K/ecatsky, Die Glaubens­
und Gewissensfreiheic und die Rechtsstellung der gesetzlich aner­
kannten Kirchen und Religionsgesellschaften in Osterreich, EuGRZ 
1982, 441. 
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Gestützt auf An. 14 Abs. 2, 2. Halbsatz StGG hat der VfGH 9 je­
doch �rka�nt, daß sich ni:m;r.d einer �echtlic�.en Pflich, durch Be­
rufung auf entgegenstehende religiöse Anschauungen entschlagen 
könne, da sonst jedermann die Möglichkeit geboten wäre, sich nach 
Belieben außerhalb des Gescrzes zu stellen. Der Anerkennung der 
W:iffendienstverweigcrung aus Bekenntnis- oder Gewissensgründen 
durch einfaches Gesetz steht freilich nach Ansiehe der Lehre 10 

An. 14 Abs. 2 StGG nicht entgegen; die genannte Bestimmung ge­
biete die Anerkennung nicht, sie verbiete sie aber auch nicht. 

Ab 1955 sah die einfachgemzliche Bestimmung des § 25 des 
Wehrgesetzes (WehrG) 11 - welches in der Zweicen Republik erneut 
die allgemeine Wehrpfli ht einführte -für wehrpflichtige Personen 
die Möglichkeit vor, auf Antrag ,,am Wehrdienst mit der Waffe frei­
gestellt zu werden, wenn sie unter Berufung auf ihr ernsthaftes reli­
giöses Bekenntnis oder aus Gewissensgründen unter allen Umstän­
den die Anwendung von Waffengewalt ablehnten, sich gegen jede 
persönliche Anwendung von Waffengewalt erklänen und vermoch­
ten, dies glaubhaft zu machen. Der Gesetzgeber hatte sich bei der 
Normierung dieser Regelung auch vom Grundsatz der Glaubens­
und Gewissensfreiheit leiten lassen.12 

Gemäß§ 27 Abs. 2 WehrG hatte der Waffcndiensn·erweigerer im 
Falle der Stattgebung seines Antrages der \Vehrd1emtpflicht ohne 
Waffe nachzukommen.§ 28 Abs. 4 WehrG be timmre, daß.der or­
dentliche Präsenzdienst ohne Waffe für als Waffendienstverweigerer 
anerkannte Personen zwölf Monate dauern sollte (gegenüber neun 
Monaten ordentlichem Präsenzdienst mit Waffe). Gegen diese Vor­
schrift wurden des öfteren verfassungsrechtliche Bedenken unter 
dem Blickwinkel des Gleichheitssatzes vorgebracht. 13 In einer No­
velle zum WehrG wurde sodann 1971 14 normiert, daß der Waffen­
dienstverweigerer der Dienstpflicht ohne Waffe in der Dauer des or­
dentlichen Präsenzdienstes nachzukommen hat; somit war in der 
Dauer eine Gleichstell uni: der Dienst� mit und ohne Waffe gegeben. 
Ni In vorgesehen war jedoch eine Ersat1.diensdeistung außerhalb 
des Heere�. So war der W�ffendien tverwcigerer gezwungen, den 
"'aHemragenden Teil des ßundesheere durch Hilfsdienste zu unter­
stützen. Dadurch wurde das formal respektierte Recht auf Gewis­
sensfreiheit faktisch wieder cingcschränkt.15 Ebens0wenig gab es 
eine der Bedeutung der Gewissen ent5cheidung angemessene Aus­
gestaltung des Rechts als ein u�rfarnmgsgesetlli h gewährleistetes 
subjektives Recht auf Wehrdiensn·crweigcrung. 

Auch durch Art. 9 EM RK 16 trat nach Ansicht der österreichi­
schen Lehre und Judikatur sowie der EKMR keine Änderung der 
Rechtslage ein, weil sich die Wehrpflicht in den inhaltlich deter­
minierten Gesetzesvorbehalt des Art. 9 Abs. 2 EMRK einfügen las­
se. 17 

Ersc das ZDG schuf 1974 ein Grundrecht auf Befreismg 
von der \f/ehrpflichr für Wehrpflichtige, die es- von den Fäl­
len der pcrs··ntichen Nm wehr und Nothilfe abge eh n - au 
schwerwiegenden, glaubhaften Gewissensgründen ablehnen, 
Waffengewalt gegen andere Menschen anzuwenden und da­
her bei Leistung des Wehrdienstes in schwere Gewissensnot 
geraten würden. Auf einfachgesetzlicher Stufe wurde nor­
miert, daß der Zivildienst außerhalb des Bundesheeres zu lei­
sten ist (§ 2 Abs. 2 ZDG) und der ordentliche Zivildienst 
acht Monate dauert (§ 7 Abs. 2 ZDG), er ist somit in der­
selben Dauer wie der ordentliche Präsenzdienst im Bundes­
heer (§ 28 WehrG) zu leisten. 

Als Gründe für diese Neuregelung nannten die Erläuternden Be­
merkungen zur Regierungsvorlage 18 die zuvor erwähnte Tatsache 
der faktischen Einschränkung des formal respektierten Rechts auf 
Gewissensfreiheit durch die funktionelle und organisatorische Ein­
gliederung des Waffendienstverweigerers in den Apparat des Bun­
desheeres, sodann die Tatsache, daß Waffendienstverweigerer in­
nerhalb des Bundesheeres eine Minderheit darstellten, die von der 
überwiegenden Mehrheit der Waffentragenden als Außenseiter be­
trachtet würden und die vom Standpunkt des Bundesheeres einen 
Fremdkörper darstellten, der im praktischen Dienstvollzug mehr 
Schwierigkeiten bereite als er dem Bundesheer nützlich sei, und 
schließlich die Problematik, die sich für die Nichtwaffentragenden 
im Veneidigungsfall ergäbe. Zudem wurde auch auf den internatio­
nalen Trend verwiesen, dem eine deranige Regelung entspreche; an­
gefühn wurden die Entschließung 337 und die Empfehlung 478 der 
Beratenden Versammlung des Europarates. Anzumerken ist, daß 
durch die Neuregelung auch ein jahrelang mit Vehemenz geäußener 
Wunsch von Jugendlichen aus verschiedensten politischen Lagern 
erfüllt worden ist.19 

Das ZDG ist seit 1. 1. 1975 in Kraft und wurde seither 
mehrfach novelliert.• 

III. CHARAKTERISTIKA DES GRUNDRECHTES

Die österreichische Bundesverfassung verwendet für sub­
jektive Rechte, die im Verfassungsrang stehen, den Aus­
druck „verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte". 20 Um
ein solches Recht handelt es sich beim Recht auf Befreiung 
von der Wehrpflicht.21

Das Grundrecht weist folgende Charakteristika auf: 

1. Abhängigkeit von der Grundpflicht der allgemeinen
Wehrpflicht

Grundrechtsträger können nur „ Wehrpflichtige im Sinne
des Wehrgesetzes 1978, BGB!. Nr. 150" (§ 2 Abs. 1 ZDG) 
sein, d. h. österreichische Staatsbürger männlichen Ge­
schlechts, die das 17. Lebensjahr vollendet haben und die 
volle geistige und körperliche Eignung zum Dienst im Bun­
desheer besitzen(§ 1 i. V.m. § 15 und§ 16 WehrG; Art. 9 a 
B-VG). Das Grundrecht knüpft also unmittelbar an eine ver­
fassungsgesetzlich 2 festgelegte Grundpflicht, nämlich die
allgemeine Wehrpflicht, an. Es besteht somit ein Abhängig­
keitsverhältnis des Grundrechts von der allgemeinen Wehr­
pflicht ( und nicht etwa umgekehrt, daß diejenigen Grund­
rechtsträger, die von ihrem Grundrecht Gebrauch machen,
[unter bestimmten Voraussetzungen] Zivildienst zu leisten,
gar nicht unter die allgemeine Wehrpflicht fallen würden).

Dieses Abhängigkeitsverhältnis hat folgende Konsequen­
zen: 

a) Ohne allgemeine Wehrpflicht hätte das Grundrecht nur
in Ausnahmefällen eine Bedeutung.22 

b) Das Grundrecht ist nicht als ein allgemein eingeräum­
tes „Menschenrecht", sondern als , Staatsbürgerrecht" für 
alle Staatsbürger, die von der „ verfassungsgesetzlich veran­
kerten Bürgerpflicht" 23 zur Leistung des Wehrdienstes er­
faßt werden, anzusehen. Da nur österreichische Staatsbürger 
dieser Bürgerpflicht unterliegen 24 und , , Wehrpflichtige im 

• VfSlg. 802/1927.
10 Z.B. Schantl, Waffendienstverweigerung und Gleichheits­

satz, JBI. 1968, 360, Mock, Gewissensfreiheit - Recht - Kriegs­
dienst, JBI. 1971, 18. 

11 BGB!. 1955/181 i.d. F. BGB!. 1960/310, 1962/221, 1966/185, 
1969/96, 1969/272, 1970/184, 1970/344, 1971/272 und 1974/89. 
Wiederverlautban BGB!. 1978/150. 

12 EB zu§§ 25 bis 27 der RV zum WehrG, 604 BlgNR 7. GP, 
15: .,Glaubens- und Gewissensfreiheit sollen dem einzelnen Wehr­
pflichtigen dann nicht geschmälert werden, wenn ein Wehrpflichti­
ger sich aus Glaubens- und Gewissensgründen unter allen Umstän­
den einer Gewaltanwendung widersetzt oder gegen jede persönliche 
Anwendung der Waffengewalt erklän." 

13 Vgl. Ermacora, Handbuch der Grundfreiheiten und Men­
schenrechte (1963), 372, Mock, (FN 10), 19, Schantl (FN 10), 361. 

14 BGB!. 1971/272. 
15 So Fessler-Stumpf, Das Zivildienstgesetz und seine praktische 

Anwendung2 (1976), 7 und die EB zur RV zum ZDG, 603 BlgNR 
13. GP, 13.

16 BGB!. 1958/210.
17 Z.B. Schantl, (FN 10), 360, FN 16; VfSlg. 8033/1977, 

8811/1980, 8856/1980; EKMR 5591/1972 vom 2. 4. 1973. 
18 603 BlgNR 13. GP, 13. 
19 So auch Fessler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15 ), 8. 
20 Vgl. dazu Ohlinger, Die Grundrechte in Osterreich, EuGRZ 

1982, 216 ff. 
21 VfSlg. 8033/1977. 
22 Etwa zur Lösung der Frage, ob ein freiwillig im Bundesheer 

Dienender seinen Dienstvertrag vorzeitig aufkündigen kann. 
23 VfSlg. 7817/1976. 
24 Die Heranziehung von Ausländern zum Wehrdienst verstieße 

gegen An. 9 a Abs. 3 B-VG und wäre zudem völkerrechtswidrig. 
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Sinne des Wehrgesetze " sein können, können Ausländer 
ocl:r tJate:i! se nid:c Tr,ger des Grundre-htes a'.lf Befrei­
ung von der Wehrpflicht sein. Daraus folgt, daß s.ich ein 
Ausländer, des en He.imatstaal v n Osccrreich eine Ausliefe­
rung i.ur Bestrafung wegen Wchrdiensrverweigerung be­
gehrt oder der in Osterrei h als in seinem Heimatstaal wegen 
Wehrdienscverweigernng Verfolgter um politisches Asyl, 
d. h. um die Anerkennung als Flüchtling im Sinne der Kon­
venrion über die RechlSStellung von Flüchdingen ansuc:bc,
nicht auf§ 2 Abs. 1 ZDG berufen kann.25 

c) Staatsbürger weiblichen Geschlechts und Staatsbürger,
die nicht die volle geistige und körperliche Eignung zum 
Dienst im Bundesheer besitzen, sind nicht Grundrechtsträ­
ger (und sind daher auch nicht zivildienstpflichtig).26 

d) Das Grundrecht steht dem Einzelnen erst mit Vollen­
dung des 17. Lebensjahres zu,27 d. h. er hat keine Möglich­
keit, sich die Befreiung von der Wehrpflicht bereits vorher 
zu sichern. 

2. Zwei Schutzbereiche
Vom Schutzumfang des Grundrechts sind umfaßt
a) das Recht auf ein grundrechtsgemäßes Verfahren zur

Befreiung von der Wehrpflicht (einschließlich dem Recht auf 
eine behördliche Entscheidung) sowie 

b) das Recht, unter der Voraussetzung der Befreiung von
der Wehrpflicht und der Anerkennung als Zivildienstpflich­
tiger keinen Wehrdienst bzw. grundre hcs-vcr!etzenden Zi­
vildienst28 leisten zu müssen. 

3. Verfahrensabhängigkeit

Das Grundrecht ist - soweit es nicht in einem Recht auf
ein Verfahren selbst besteht - von einem Verfahren abhängig 
und setzt ein solches für seine Verwirklichung voraus. Einen 
expliziten Gesetzesvorbehalt enthält das Grundrecht nicht.29

Allerdings könnte man die Verfahrensabhängigkeit als im­
pliziten Ausgestaltungsvorbehalt verstehen. Das würde be­
deuten, daß - analog zur Rechtspre..:hung des VfGH zur 
Vereins- und Versammlungsfreiheit - auch Verletzungen 
von einfachgesetzlichen Verfahrensvorschriften zugleich 
Grundrechtsverstöße wären. In der Tat kommt die Recht­
sprechung des VfGH zum Recht auf Befreiung von der 
Wehrpflicht zu ähnlichen Ergebnissen, wenn auch ohne Be­
rufung auf eine solche Argumentation.30 

4. Inhaltliche Beschränkung

Das Grundrecht knüpft nicht nur an die Erfüllung verfah­
rensrechtlicher, sondern auch materiellrechtlicher Voraus­
setzungen an.31 Es ist also nicht absolut gewährleistet. Erst 
bei kumulativem Vorliegen der Voraussetzungen besteht ein 
Rechtsanspruch auf Befreiung von der Wehrpflicht.32 Die 
Befreiung von der Wehrpflicht aus Gewissensgründen ist 
aber nicht auf militärische Erfordernisse abgestellt. Als sub­
jektives Recht läßt das Grundrecht keinen Raum für eine 
Kontingentierung von Zivildienstleistenden. 

5. Konnex mit der Grundpflicht der Zivildienstpflicht

Das Grundrecht steht in einem unmittelbaren Konnex mit
einer Grundpflicht, nämlich der der Zivildienstpjl.icht. Die 
Pflicht zur Leistung des Zivildienstes ist als Bürgerpflicht der 
Wehrpflicht juristisch gleichwertig.33 Dennoch ist der Zivil­
dienst keine frei wählbare Alternative, da er an die Erfüllung 
von Voraussetzungen geknüpft ist. 
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gemäß § 76 ZDG (a. F.) (IIl-41 BlgNR 15. GP); Zusammenfassen­
der Bericht der Bundesregierung gemäß Art. ll l der ZDG-NoveUe 
1980, BGBI. 1980/496 (III-33 BlgNR 16. GP). 

Infonnationen zum Zivildienst enthalten regelmäßig die Zeit­
schriften: ,,Off entliehe Sicherheit", hrsg. vom BMI; ,,Gewaltfreier 
Widerstand", hrsg. von der Arbeitsgemeinschaft für Zivildienst, So­
ziale Verteidigung und Gewaltfreiheit. 

V. DIE ANERKENNUNG ALS WEHRDIENSTVER­
WEIGERER

t. Das Antragsrecht auf Befreiung von der Wehrpflicht

Wer, um nicht in schwere Gewissensnot zu geraten, von
der Wehrpflicht befreit werden möchte, muß ein Anerken­
nungsverfahren auf sich nehmen; nur wer ein Antragsrecht 
hat, kann ein solches Verfahren in Gang setzen - insofern ist 
das Antragsrecht die erste Ausformung (und gleichzeitig 
auch Beschränkung) des Grundrechts auf Wehrdienstver­
weigerung. 

Andererseits entfaltet ein gestellter Antrag Rechtswirkun­
gen auch dann, wcan er in dcr Folge abgrwiesen wird: Ge­
mäß § 6 Abs. 5 ZD wird eine Einberufung ZLI Grund­
wehrdienst und Truppenübungcn bi · zur rechtskräftigen 
·ms heidung dt!S Verfahrens aufgeschoben - mit anderen

Worten: Der Einberufungsbefehl (ein Bescheid) trin ex lege
außer Kraft. 34 

25 Nach § 15 Z 1 des Auslieferungs- und Rechtshilfegesetzes, 
BGBI. 1979/529 ist jedoch eine Auslieferung wegen strafbarer 
Handlungen, die nach österreichischem Recht ausschließlich militä­
rischer Art sind, unrnlässig. Vgl. dazu Linke-Epp-Dokupil-Felsen­
stein, Internationales Strafrecht (1981 ), 32 und Linke, Grundriß des 
Auslieferungsrechts (1983 ), 51. SteUungs- oder Militärflüchtlinge 
werden überdies unter gewissen Voraussetzungen als Flüchtlinge 
nach dem Asylgesetz, BGBI. 1955/55 i. d. g. F. anerkannt; vgl. darn 
Hennann-Hackauf, Paß-, Fremdenpolizei- und Asylrecht2 (1979), 
109 f. 

26 VfSlg. 9424/1982. 
27 Es handelt sich demnach um keinen Fall der Grundrechts­

mündigkeit (wie etwa beim Grundrecht auf Glaubens- und Gewis­
sensfreiheit, bei dem der VfGH [VfSlg. 800/1927] - obwohl das 
Grundrecht an sich ohne Altersbeschränkung gewährleistet ist - rnr 
Ausübung des Grundrechts ein Alter mit entsprechender Urteilsfä­
higkeit voraussetzt), weil vor Vollendung des 17. Lebensjahres das 
Grundrecht eben überhaupt nicht gewährleistet ist. 

28 Näheres unter VII. 
29 Vgl. VfSlg. 8033/1977. 
30 Näheres unter V. 3. a) bb). 
31 Näheres unter V. 2. 
32 Vgl. auch Fessler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15), 17. 
33 So die EB zur RV des ZDG, 603 BlgNR 13. GP, 15 und Er­

macora-Kopf-Neisser, Das österreichische Wehrrecht, I (1980), 29. 
34 VwGH 82/11/0390, 0391 v. 18. 1. 1983. 
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Das Antragsrecht war durch § 74 Abs. 1 der ursprüngli­
chen Fassung des ZDG in zweifacher Weise beschränkt: Nur 
jene Wehrpflichtigen, die zwischen dem 1. 8. 197135 und 
dem Inkrafttreten des ZDG zum ordentlichen Präsenzdienst 
einberufen worden waren, durften einen Antrag stellen; und 
auch sie nur bis zum 31. 12. 1975. 

Beide Beschränkungen hat der VfGH unter Berufung auf 
§ 2 Abs. 1 ZDG aufgehoben, , eil diese Bestimmung nicht
zwischen verschiedenen Gruppen von Wehrpflichtigen un­
terscheide und daher die e.inlachgescczliche U ngleichbehand­
lung verfassungswidrig sei.36 Zur Befristung des Antrags­
rechts führte der VfGH außerdem aus:

„Verwehn ist dem Bundesgesetzgeber ... eine Gestaltung der 
Rechtslage dahin, daß nur die Gewissensentscheidung des 
Wehrpflichtigen innerhalb dncs bcstimmrcn kürzeren Zeitrau­
mes zur Leistung des Ersatzdienstes führen kann, nicht aber 
eine später gebildete glaubhafte Überzeugung." 37 

Und auch eine dritte - allgemeine - Beschränkung wurde 
wegen Widerspruchs zu § 2 Abs. 1 ZDG als verfassungs­
widrig aufgehoben, nämlich die Bestimmung des § 5 Abs. 1 
Satz 3 ZDG, nach der 

,. ... das Antragsrecht jedenfalls nach Ablauf von zehn Tagen 
nach Zustellung des Einberufungsbefehls oder nach allgemeiner 
Bekanntmachung der Einberufung zum Grundwehrdienst" 

erlischt. Der VfGH argumentiene, der Bundesgesetzgeber 
müsse davon ausgehen, 

,, ... daß die Bildung der subjektiven Überzeugung, die An­
wendung von Waffengewalt gegen Menschen sei schlechthin 
abzulehnen, und auch die Änderung der persönlichen Einstel­
lung in Richtung einer solchen Gewissensentscheidung bei der 
gebotenen Durchschnittsbetrachtung nicht das Ergebnis eines 
kurzfristigen, sondern eines längerwährenden psychischen 
Vorgangs ist." 38 

Befriste man das Antragsrecht, nehme man dem Antrag­
steller die Möglichkeit, eine später gebildete Überzeugung 
oder einen Gewissenswandel geltend zu machen. 

Der Gesetzgeber reagierte auf diese Aufhebungen im 
Rahmen der ZOG-Novelle 1980, indem er den § 74 ZDG 
einfach strich und den§ 5 ZDG so umformulierte, daß nun 
Wehrpfl.ichiige, die bereits Wehrdienst geleister haben, wie 
alle anderen unbefristet antrag,beJ"eduigt ind. Gleichzeitig 
wurde - was die Wehrpflichtigen betrifft, die noch nicht 
„gedient" haben - ein „Ruhen" des Antragsrechts vom 
zehnten Tag nach Zustellung des ersten Einberufungsbefehls 
bis zum Ende des Grundwehrdienstes eingeführt;39 danach 
lebt es wieder auf. 

Die ZDK verstand unter dem „ersten Einberufungsbe­
fehl" den ersten unabhängig davon, ob er wirksam oder 
(z.B. durch Aufschub) wieder außer Kraft gesetzt wurde, 
und wies Anträge von Wehrpflichtigen auf Zivildienst zu­
rück, die schon einmal einen Einberufungsbefehl erhalten 
hatten, aber noch nicht eingerückt waren. Der VfGH korri­
giene diese Auslegung, indem er klarstellte, der Begriff „er­
ster Einberufungsbefehl" meine 

,,nicht etwa den zeitlich ersten Einberufungsbefehl schlechthin, 
sondern jenen ersten Einberufungsbefehl, der dem tatsächli­
chen Antritt des bis zur Entlassung abzuleistenden Grund­
wehrdienstes zugrunde liegt." 40 

Aber nicht nur die Auslegung des Begriffs „erster Einbe­
rufungsbefehl" bereitete Schwierigkeiten, sondern die ganze 
Neufassung des § 5 ZDG wäre im Hinblick auf§ 2 Abs. 1 
ZDG zweifelhaft, weil sie ja wieder eine von der Verfas­
sungsbestimmung nicht vorgesehene Beschränkung des An­
tragsrechts einführt. Aus diesem Grund hat der Gesetzgeber 
auch die Grundrechtsbestimmung selbst, den § 2 Abs. 1 
ZDG umformulien und unter den Vorbehalt des§ 5 Abs. 1 
(und 3) ZDG gestellt: 

,,Wehrpflichtige im Sinne des Wehrgesetzes 1978, 
BGBL Nr. 150, sind auf ihren Antrag nach Maßgabe des § 5 
Abs. 1 und 3 von der Wehrpflicht zu befreien und zivildienst-

pflichtig, wenn sie es - vnn den Fällen der persönlichen Not­
wehr oder Nothilfe abgesehen - aus schwerwiegenden, glaub­
haften Gewissen�gnindcn ablehnen, Waffengewalt gegen an­
dere Menschen anzuwenden und daher bei Leistung d Wehr­
dienstes in schwere Gewissensnot geraten würden." 

Dadurch ist der§ 5 Abs. 1 (und 3) ZDG zum mittelbaren 
Grundrechtsinhalt41 und damit trotz seiner inhaltlichen 
Fragwürdigkeit aus formalen Gründen unangreifbar gewor­
den - eine Wirkung, die der Gesetzgeber ausdrücklich woll­
te. 42 

2. Die inhaltlichen Voraussetzungen für die Anerken-
nung
,,Da verfassung _gesetzlich gewährleistete Recht auf Bcfrciuni;
von der Wehrpflicht z:wecks Leistung von Zivildienst hat zu­
nächst die in S 2 Abs. 1 ZDG ohne GesetzCS\'orbeh:i.lt um­
schriebenen materiell-rechtlichen Voraussetzungen der Wehr­
pflichtbefreiung zum Inhalt. Eine Verle1:1.ung dieses Grund­
rechts liegt daher (jedenfalls) dann vor, wenn die Behörde diese
matericll-rcchtlichrn Vorausserzungen unrichtig beurteilt hat."

Diese Ausgangsposition legte der VfGH bereits in seinem
ersten Erkenntnis zum ZDG43 fest. In der Folge betrafen die 
Auseinandersetzungen zur richtigen Beurteilung der inhalt­
lichen Voraussetzungen für die Wehrpflichtbefreiung vor al­
lem drei Fragen: 
- Was reißt ,,Ablehnung der Anwendung von Waffenge­

walt gegen andere Menschen"?

- Was sind ,,schwerwiegende Gewissensgründe"?

- Was ist ,,schwere Gewissensnot"?
Neben diesen drei Punkten läßt sich auch die Zivildienst­

willigkeit als materiell-rechtliche Voraussetzung für die An­
erkennung verstehen. 

a) Vorbehaltlose Ablehnung von Waffengewalt

Nach dem Gesetz muß ein Zivildienstwerber, um aner­
kannt zu werden, nicht den Wehrdienst, das Bundesheer 
oder ganz allgemein das Militär, ondern die Anwendung 
von \Vajfer1gew11ll gegen andere Menschen ablehnen. Der 
Ge etzgeber respektiert somit nicht jede Gewi cnsenm:hei­
dung, die bei der Ableisrung des Wehrdienstes n1 G<'wis­
sensnor Führt, sondern nur eine bestimmte: die Weigerung, 
gegen andere Menschen Gewalt anzuwenden. Davon aus­
drücklich ausgenommen sind die „Fälle von Notwehr oder 

35 Am 1. 8. 1971 trat die WehrG-Novelle 1971, BGBI. 272, in 
Kraft. 

36 VfSlg. 8027/1977 = Kundmachung BGBI. 1977/235; VfSlg. 
8171/1977 = Kdm. BGBL 1977/599. 

11 Vf lg. 8171/1977. 
.18 VfSlg. 8710/1980 = Kdm. BGB!. 1980/46. 
39 Daneben gibt c noch zwei weitere Fälle des „Rubens" des 

Anrragrcchrs: ab Einberufung zu einem weiteren ordentlichen oder 
außerordentlichen Präsenzdienst bis zur Entlassung daraus (§ 5 
Abs. 1 Z 2 ZDG); und während eines Jahres ab Rechtskraft der ab­
weisenden Entscheidung der ZDK oder der ZDOK (§ 5 Abs. 1 Z 3 
ZDG). 

•0 VfSlg. 9304/1981, B 336/81 und B 503/81, beide v.
12. 3. 1982.

41 „Die Bezugnahme auf§ 5 Abs. 1 und 3 bede\ltet nicht, daß
der einfache Bundesgesetzgeber diese Bestimmungen ändern kann. 
Vielmehr ist die Wendung ,nach Maßgabe des§ 5 Ab . 1 und 3' im 
Sinne einer sogenannten ,statischen Verweisung' zu verstehen" (AB 
485 BlgNR 15. GP, 3). Vgl. auch Raicbauer, etfassungsfragen des 
Zivildienstes, Publikationen der Osterreichischen Gesellschaft zur 
Förderung der Landesverteidigung, Wissenschaftliche Reihe Nr. 4 
(1980)42. 

•1 Vgl. EB z.ur RV 275 BlgNR 15. GP, 12: ,,Da nun die Be­
stimmungen der Abs. 1. und 3 des§ 5 nach immer ei.ne gewisse Ein­
schränkung des Antragrechcs beinhalten, sind zur Sanierung vor al­
lem dieser Bestimmungen die Worte ,nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 
und 3' eingefügt worden." 

43 VfSlg. 8033/1977. 
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Nothilfe". Dabei muß es sich um persönliche Notwehr oder 
Nothilfe handeln, denn kollektive Norwthr (m i t  W.iffcnge­
walt) wäre wohl kaum mehr von mi l i tärischer Landesvenei­
d igung abzugrenzen. 

Der VfGH versteht die Bestimmung des § 2 Abs. 1 ZOG 
so, daß - abgesehen von Notwehr und Nothilfe - die Ableh­
nung von Waffengewalt überhaupt vorbehaltlos sein muß. 
Diese Auslegung ergibt sieb , wenn man di,e „Fälle der per­
sönlichen Notwehr und Noth ilfe" al abschließend aufge-
7.äbJtc A usnabmen vom Grundsacz. der Gewaltablehnung
versteht . Dafür sprechen auch die Materialien :

, ,Die Gewi s5enscncscheidung des Ancrigstdfer mu(! ich ge­
gen die Anwendung ,·on Waffengewalt gegen Menschen rich ­
ten, ,ws weldJen Gr1111Je11 die Gewalta11·wt•11d,mg ,web erjolge11 
mag . Wenn dennoch die Anwendung individudler W..ffenge­
walr im Falle der Norwehr oder der Nothilfe bejaht wird ,  
schließt dies die Befreiung v ,  n der Wehrpnicht nicht aus." "' 

Aus diesem Grund erfü ll en Wehrdienstverwci�erer, die
unter bestimmten Vt1raussctzungen - z .  B .  daß sich die Ver­
teidigung gegen eine ungerechtfertigte Aggress ion wende45

oder daß sie überhaupt sinnv U sei 4� - bereit wären, docb an
einer mi l i tärischen Verteidigung teilzunehmen, ni ·ht de.n 
Tatbestand des § 2 Ab . 1 ZDG. Da wird aber auch dann 
zurreffen,  wenn der A ntragsteller seine Ablehnung der Waf­
fengewalt mit der Aussage begründet, da ö terreichische 
Bundesheer sei ni bt dcmok.ratis h organi · iert oder unsere 
Staatsf rrn ei n icht vcrteidigungswerr, weil olche A ussa­
gen�6 den Umkchrschluß zulassen, daß die Antragsteller d ie 
Anwendung von Waffengewalt in einem , demokratischen" 
Heer oder zur Verteid igung einer ,guten'' tnatsfom1 ni ht 
ablehnen würden. 

b) Schwerwiegende Gewissensgründe
Man kann die Anwendung v n Wa fcngewah au ver-

chicdenen Gründen (auch vorbehaltlos) ablehnen: z. 8. weil 
s ie grundsfüz.lich ein ineffizienu:s Mittel sei, um Konfl ikte zu 
lösen, oder weil sie in dem,  der ie ausübL, Unlustgefüh le  
duslöse. Das Gesetz fordere aber das  orL iegen von Gewis­
sensgründen , d .  h. eine M nc i 1·arinn, di,· im Eth ischen - aJsn 
in V()rsrel lungeo von „Gut' ' und ,1:1" e'' -, 11icht aber etwa 
nur in E ffiz ienz- oder Lustabwägungen wurzelt .  A l  solchen 
Gewi  scnsgrund nennt der VfGH ausdruckl ich die „aus e i ­
ner ethi· eh-humanitären oder religiösen Einstellung erfl ie­
ßende gefest igte Ü berzeugung, daß das menschliche Leben 
chic hthin unantastbar i c" . 47

Die Gewissensgründe müssen , ,schwerwiegend" sein : Sie 
dürfen also nicht einer oberflächlichen Beschäftigung mit der 
Gewaltfrage oder einer leichtfertigen ad-h c-Entscheidung 
entspringen. 

SchJ ießl ich mug sich die A blehnung der Waffengewalt aus 
den Gewissensgründen schlüssi g  ergeben : Nur solche Ge­
wissensgründe sind bea htlicb, aus denen die Ablehnung 
folgt. 

c) Schwere Gewissensnot
,Schwere Gewissensnot" definiert der VfGH als

,, . . .  schwerw iegenden Konflikt zwischen der Pflicht zur 
Wehrdicnstlcislung und der damit notwendig verbundenen 
Ycrpflichwng zu einem allenfalls erforderlichen militärischen 
W:i.ffengel:irauch t·iner eits, und der Gewissensüberzeugung 
andererseits, d:i.ß der Waffcngebr.iucb gegen Menschen unzu­
lässig ist" . 48 

Sie liege n icht erst dann vor - wie die ZDK. immer wieder 
gemeint hatte - wenn dem Wehrpflichtigen die A nwendung 
on Waffengewalt „gleichsam aus innerem Zwang unmög­

lich wäre" 48 
- Zwangsneurotiker muß man also nicht 

sein -,49 sondern es genügt , ,die gefestigte Überzeugung, 
Waffengewalt gegen Menschen nicht anzuwenden" ,"8 ge­
nauer: Die genannte, 

. ,:aus einer religiösen oder cthisch-humaniraren Einstellung er• 
Ilief\end,• gr.fe<rigte Oberzeui:ung. daß das m!!nschliche Leben 
chlechthin unantastbar sei ,  . . .  ist schon von der Ausgo.ngs­

po ition als Urnche schwerer Gewissensnot im f,Jlc der 
Wehrdienstleistung zu erkennen" .  47 

Das bedeutet: Wer die Anwendung von Waffengewalt aus 
Gewissensgründen ablehnt, muß beim Wehrdienst in Ge­
wissensnot geraten, denn die Gewissensnot als Konflikt zwi­
schen der Überzeugung und der Pflicht , gegen die Überzeu­
gung handeln zu müs en, tritt dabei schon aus logischen 
Gründen zwangsläufig ein. Es gibt somit keine vorbehaltlose 
Ablehnung von Waffengewalt aus Gewissensgründen , die 
n icht zu  Gewissensnot führt. Wenn das aber so isl, dann 
kann die schwere Gewissensnot - obwohl ihre Vermeidung 
Zweck des Grundrechts ist - kein eigenes Tatbestands­
merkmal für die A nerkennung als Zivildiener sein. 

Di.esc Auslegung des § 2 Abs. 1 ZDG scheint auch immer 
wieder in den - an den Gesecz.estext angelehnten - Formulie­
rungen des VfGH durch, wenn es etwa beißt, daß der Be­
schwerdeführer „seine Gewissensgründe n icht glaubhaft 
gemacht hatte und dementsprechend Gewissensnot im Falle 
der Weh.rdien tleistung n icht erwiesen ist" 50 oder „daß er 
nach seinen Behauptungen infolge seiner - allgemeinen, vor­
behaltlosen - Ablehnung der Anwendung von Waffengewalt 
in schwere Gewi sensnot geriete, wenn er Wehrdienst leisten 
müßte". 5 1  

Wie si h die Gewissensnot aus der Überzeugung aus Ge­
wissensgründen ergibt, so folgt auch die , ,schwere Gewis­
sensnot" aus den , ,schwerwiegenden. Gewissensgründen" -
die Wehrpflicht als der eine Pol des Widerspruchs zwischen 
Pflicht und Überzeugung bleibe ja immer gleich; daher kann 
nur dit· Verstärkung des anderen Pols (der Gewissensgründe) 
Jen Widerspruch vergrößern und damit zu einer schweren 
Gewissen not machen , 

Trotzdem weist der VfGH immer wieder Beschwerden 
mil der Begründung ab, daß der Zivild ienm erber zwar die 
Ablehnung von Waffengewalt, nicht aber die schwere Ge­
wi sen n t klargemacht habe. Die Standardionnel dafür lau­
tet: 

,.Das Vurbrmgcn des Beschwerdeführers beinhaltet nur Darle­
gungen danib�r. daß er aus näher darge ·tdltcn Erwägungen die 
militäriKhl' Anwendung ,•on Wa cngewah g('[:Cll Menschen 
abl,·hnt ;  er hat -aber für seine Person n icbt dargetan, weshalb er 

44 EB zur RV 603 BlgNR 13 .  GP, 20 (Hervorhebung der Auto­
ren). 

45 VfSlg. 839 1 / 1978. 
46 In der Tenninologie der ZDK heißen solche Gründe „politi­

sche Gninde' ' ,  die den „ethisch-humanitären" und religiösen 
Gründen entgegengesetzt werden (vgl. z. B .  den Jahresbericht 1975 
der ZDK, 1 5) .  

47 VfSlg. 9362/1982 ; ähnlich schon VfSlg. 8268/1978 und 
9243/198 1 .  

48 VfSlg. 8456/1978, 8721/1979, 9243/1981 ,  9362/1982, 
B 239/78 v. 16. 10 . 1 982, B 4 14/78 v. 16 . 10. 1 982, B 2 1/78 v. 
IJ. 12. 1 982, B 308/78 V. 10. 3. 1 983. 

49 Vgl. jedoch zur Rechtslage in der Bundesrepublik Deutsch­
land Tiedemann , Der Gewissensbegriff in der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung, DOV 1 984, 6 1 .  

50 VfSlg. 88 1 1 / 1 980 (Hervorhebung der Autoren) ,  
$ l  B 23 1 /77 v. 5. 3 . 1 982, B 50 1 /8 1  und B 585/81 v .  

1 6. 1 0. 1 982, B 376/82 "- 1 .  1 2 .  1982, B 501 /78 v. 23. 6 .  1 983 ; ähn­
lich auch die EB zur RV 603 BlgNR 1 3 . GP, 20: .,Nur wer seiner 
gcw.a.lCAblehnenden Ems1ellung halber bei Erfüllung der Wehrpflichl 
in schwere Gewissensnot geraten würde, soll Anspruch auf Befrei­
ung von der WehrpAicht haben. Wer also a.us anderen Gründen die 
lnstitudon des Bundesheeres ablehnt, soll nkht als Ziv ildienstpflich­
tiger anerkannt werden.'' (Hervorheb.ungen der Autoren). 
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im Falle der Anwendung von Waffengewalt tatsächlich in eine 
schwere Gewissensnot geraten würde." 52 

Sie findet regelmäßig Anwendung auf „Vorbringen" wie 
das dieses Beschwerdeführers, der ausführte, daß er 

„gr�ncl;;ä,zlich a,.;s Ge wisscnsgrJnde11 jede Gewaltanwendung 
gegen andere Menschen und jede Anwendung von Waffenge­
walt ablehne, da er der Auffassung sei, daß jede Gewaltanwen­
dung bzw. Anwendung von Waffengewalt naturgemäß wieder 
eine solche nach sich ziehen würde. Die Anwendung von Waf­
fengewalt zur Lösung internationaler Konflikte sei abzulehnen 
und es seien solche vielmehr im Verhandlungsweg zu lösen. Er 
lehne daher auch jede Dienstleistung in einer militärischen Or­
ganisation ab, und zwar auch eine solche Dienstleistung, die in­
direkt der Unterstützung einer militärischen Gruppe dienen 
würde." s3 

Man kann darüber streiten, ob eine lche Begründung 
ethisch (moralisch, religiös) motiviert ist und ob sie daher 
eine Oberzeu·gung aus „Gewissensgründen" im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 ZDG darstellt. Wenn man sie aber als solche ak­
zeptiert, kann man nicht leugnen, daß sie im Falle der Wehr­
pflichtleistung zu schwerer Gewissensnot führen muß. Inso­
fern setzt die Kritik des VfGH an der völlig falschen Stelle 
an, nämlich an einer Voraussetzung, die auch in der Ausle­
gung des VfGH selbst kein eigenes rechtliches Gewicht be­
sitzt. Vollends willkürlich wird die Rechtsprechung zur 
„schweren Gewis ensno1" aber, wenn man die folgenden 
beiden Fälle vergleicht: 

Fall 1: Der Beschwerdeführer führte aus, er sei der Überzeu­
gung, daß niemand berechtigt sei, den Tod eines anderen her­
beizuführen, da jeder Mensch das grundsätzliche Recht auf Le­
ben habe. Auch keine Konfliktsituation gestattet es einem ein­
zelnen oder einer Organisation, dieses Recht zu verletzen. 
Auch als Angehöriger eines Heeres, d. h. als Soldat, müßte er 
die volle Verantwortung tragen für den Fall, daß er das Leben 
eines Mitmenschen angreife. Wenn er also einem anderen ge­
genüberstünde, auf ihn zielte und schösse, müßte er auf jeden 
Fall bereit sein, ihn zu töten. Das aber sei ihm unmöglich, 
würde er doch das Recht des anderen auf Leben verletzen, was 
seiner Überzeugung widerspreche. 54 

Fall 2: Der Beschwerdeführer brachte vor, daß es keine Idee 
gebe, für die man Menschen töten sollte. Die absichtliche Tö­
tung von Menschen sei auf jeden Fall Mord, wenn auch die 
Idee, welcher der Mensch „geopfert" werde, noch so erstre­
benswert sei. Die höchsten Werte seien das unantastbare 
menschliche Leben, die menschliche Persönlichkeit und die 
Menschenrechte; diese Werte könne man aber nicht mit der 
Waffe in der Hand verteidigen, weil das ein Widerspruch in sich 
wäre.55 

Dem VfGH gelang es, einen Unterschied zwischen den 
Begründungen der beiden Antragsteller auszumachen: Im 
ersten Fall wies er die Beschwerde mit der Begründung ab, 
das Vorbringen des Beschwerdeführers beinhalte „nur Dar­
legungen darüber, daß er es wegen des von ihm geachteten 
Rechtes jedes Menschen auf Leben ablehne, als Soldat Waf­
fengewalt gegen Menschen anzuwenden"; er habe „jedoch 
für seine Person nichts dargetan, aus dem abgeleitet werden 
könnte, daß er im Falle der Anwendung von Waffengewalt 
tatsächlich in eine schwere Gewissensnot geriete". 54

Dagegen hatte die zweite Beschwerde Erfolg, denn die ge­
festigte Überzeugung des Beschwerdeführers von der Unan­
tastbarkeit des menschlichen Lebens war laut VfGH „schon 
von der Ausgangsposition her als Ursache schwerer Gewis­
sensnot im Falle der Wehrdienstleistung zu erkennen", die 
Motivation für diese Einstellung habe der Beschwerdeführer 
aber durch die Berufung „auf die ,Menschenrechte', darun­
ter das seiner Ansicht nach unantastbare (Recht auf) mensch­
liche(s) Leben" ,,durchaus tauglich" offengelegt. 55 

Es fällt auf, daß der VfGH die Formel von der fehlenden 
schweren Gewissensnot praktisch immer in jenen Fällen an­
wendet, in denen die ZDK meinte, der Antragsteller habe 
zwar Gewissensgründe und Gewissensnot dargelegt, sein 
Vorbringen sei aber nicht glaubhaft.56 Der VfGH behauptet 

dagegen regelmäßig, daß das Vorbringen des Zivildienstwer­
bers, gleichgültig ob es glaubhaft sei oder nicht, schon die 
materiell-rechtlichen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 ZDG 
nicht erfülle. Damit geht er einer Auseinandersetzung mit 
dem Pn,blem der Giau.bha}tigkeit - cias ja die eigentliche 
Schwierigkeit des ganzem Anerkennungsverfahrens bildet -
aus dem Weg: Wegen mangelnder Gewissensnot sei es uner­
heblich, ob der ZDK - ,,wie der Beschwerdeführer meint -
im Zusammenhang mit der Frage, ob seine Behauptungen 
glaubhaft sind, irgendwelche Verfahrensfehler unterlaufen 
sind".52 Wir befassen uns mit der Frage der Glaubhaftigkeit 
ausführlich im Teil V. 3. 

Schließlich muß die Gewissensnot nicht erst im Kriegsfall, 
sondern bereits bei der Ableistung des Wehrdienstes auftre­
ten. Diese Unterscheidung ist aber nur eine scheinbare: Die 
Wehrdienstleistung ist mit der „Verpflichtung zu einem al­
lenfalls erforderlichen militärischen Waffengebrauch" 
„notwendig verbunden"48 

- Wehrdienst und Waffengewalt 
sind nicht trennbar. Dazu kommt, daß auch die Ausbildung 
und Übung in Handlungen, die der Gewissensüberzeugung 
widersprechen, zu Gewissensnot führen muß. 57 

d) Zivildienstwilligkeit?

Während die vorhin erörterten Voraussetzungen für die 
Anerkennung als Zivildiener in der Grundrechtsbestimmung 
des § 2 Abs. 1 ZDG ausdrücklich enthalten sind, findet sich 
die Zivildienstwilligkeit als Voraussetzung darin nur indirekt 
in der Formulierung, daß die Befreiung von der Wehrpflicht 
,,nach Maßgabe des § 5 Abs .... 3" in Anspruch genom­
men werden kann. § 5 Abs. 3 ZDG verpflichtet den Wehr­
dienstverweigerer, sich ausdrücklich zur Ableistung des Zi­
vildienstes bereitzuerklären. 

Diese Bestimmung wurde als „Element der Freiwillig­
keit" 58 ins ZDG aufgenommen, um mögliche Widersprüche 
zum übereinkommen über Zwangs- und Pflichtarbeit 59 zu
vermeiden - was wohl eine Fleißaufgabe war, weil einerseits 
der Zivildienst durch eine Erklärung im Sinne des § 5 Abs. 3 
nicht freiwilliger wird und weil andererseits der Zivildienst 
wohl kaum als Zwangs- oder Pflichtarbeit im Sinne des 
Übereinkommens verstanden werden kann, wofür die EB 
zur RV selbst die Argumente anführen. 60 

Raschauer meint, daß es sich bei der ZiYildienstwilligkeit 
nicht um eine inhaltliche Voraussetzung, sondern „aus­
schließlich um eine verfahrensrechtliche Verpflichtung han­
delt, die durchaus einer gesetzlichen Bindung des Antrages 
an die Verwendung eines bestimmten Formulares vergleich­
bar ist". 61 Die ZDK selbst hat diese Frage nicht einheitlich 

52 VfSlg. 8787/1980; 
8390/1978, 8745/1980, 
9257/1981, B 443/77 v. 

B 346/81 V. 11. 6. 1982, 
10. 3. 1983.

53 VfSlg. 8033/1977.
54 VfSlg. 8856/1980.
55 VfSlg. 8268/1978.

sinngemäß gleich VfSlg. 
8788/1980, 8856/1980, 
2. 3. 1982, B 561/81 V. 

B 426/82 V. 26. 11. 1982,

8033/1977, 
9171/1981, 

12. 3. 1982,
B 308/78 V. 

56 Von allen in FN 52 angeführten Erkenntnissen bildet nur
VfSlg. 9390/1982 eine Ausnahme; in dem Verfahren, das beim 
VfGH zum Erk. v. 26. 11. 1982, B 426/82 führte, hatte die ZDK 
die höchstgerichtliche Standardformel zur Ablehnung mangels Ge­
wissengründen übrigens bereits wörtlich übernommen. 

57 Daher ist der Raschauer'sche Schluß (Verfassungsfragen 
[FN 41] 40), die Gewissensnot bei der Wehrdienstleistung setze eine 
größere Intensität der Gewissensüberzeugung voraus, nicht zutref­
fend: es fehlt dafür die Voraussetzung der Trennbarkeit von Wehr­
dienst und Gewaltanwendung. 

58 EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 17. 
59 Vom 28.6.1930, BGB!. 1961/86 (,,ILO-übereinkommen 

Nr. 29"). 
6o 603 BlgNR 13. GP, 17. 
61 Verfassungsfragen (FN 41) 36. 
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beantwortet: Die Mehrheit ihrer Senate wies Anträge ohne 
cli� Verpflirhtu.1gserklärung 11b und gab damit zu v�rstehen, 
daß sie sie für eine materiell-rechtliche Voraussetzung hielt; 
ein Senat wies solche Anträge62 zurück. Das Bundesministe­
rium für Inneres vermied eine Festlegung, indem es in diesen 
Fällen von einer „Ablehnung" des Antrags sprach,63

Eine Rolle spielt die Entscheidung dieser Frage nur beim 
Ruhen des Antragsrechts gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 ZDG, der 
diese Rechtsfolge nur an abweisende, nicht aber an zurück­
weisende Entscheidungen der ZDG knüpft. 

3. Das Anerkennungsverfahren aus grundrechtlicher
Sicht

a) Glaubhaftmachung der Gewissensgründe
aa) Gewissensentscheidungen kann man nicht beweisen.

Daher fordert § 6 Abs. 2 ZDG vom Antragsteller, daß er 
seine Gewissensgründe glaubhaft macht. Als Indiz für die 
Glaubhaftigkeit bezeichnet der Gesetzgeber die Argumente, 
die zur Gewissensentscheidung geführt haben,64 und das
Verhalten des Antragstellers in der Vergangenheit. 65 Zu wel­
chem Ergebnis die ZDK kommt, ist eine Frage des Ermitt­
lungsverfahrens und der „Beweis"würdigung, also ein ver­
fahrensrechtliches Problem. Weil es aber entscheidend für 
die Anerkennung ist wird iencr Teil des Verfahrens, der die 
Glaubhaftmachung betrifft, vom Schut7,umfang der Grund­
rechtsbe timmung des § 2 Abs. 1 ZDG mitumfaßt. Der 
P/Zicht zur Glaubhaftmachung steht somir ein verfassung ge­
setzliches Recht auf Glaubhaftmachung gegenüber: 

„Wie sich aus der Wendung aus glaubhaften Gewissensgründen 
ergibt, hat sich der Verfassungsgesetzgeber nicht auf die Ge­
währleistung der materiell-rechtlichen Voraussetzungen be­
schränkt, sondern hat in die Regelung - und damit auch in den 
Schutzumfang des Grundrechtes - die für den Nachweis der 
erwähnten Voraussetzungen maßgebliche Vorgangsweise der 
Glaubhaftmachung (Bescheinigung) einbezogen. Dies bedeu­
tet, daß eine Verletzung des durch § 2 Abs. 1 ZDG verfas­
sungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes weiters dann vorliegt, 
wenn der Behörde wesentliche Verstöße in diesem verfahrens­
rechclichen Bereich unterlaufen sind oder wenn sie dem Antrag­
steller überhaupt die Möglichkeit genommen hat, das Vorliegen 
der materiellen Voraussetzungen glaubhaft zu machen." 66 

Das Grundrecht schützt also nicht das gesamte Verfahren 
zur Anerkennung als Zivildiener, sondern nur jenen Bereich, 
der für die Glaubhaftmachung der Gewissensgründe ent­
scheidend ist. Andere Ver[<1hremfehler - z.B. die unrichtige 
Zusammensetzung der Kommission oder Willkür - können 
vor dem VfGH allenfall. al Verstöße gegen andere Grund­
rechte - wie gegen das Recht auf den gesetzlichen Richter 
oder das Gleichheitsgebot -, nicht aber unter Berufung auf 
§ 2 Abs. 1 ZDG geltend gemacht werden. 67

Eine Verletzung des Rechts auf Glaubhaftmachung liegt
laut VfGH „insbesondere" dann vor, 

., wenn der Behörde ein wesentlicher Fehler im Bereich der Be­
weiswürdigung - einschließlich der Würdigung der Parteiaus­
sage des Antragstellers als Bescheinigungsmittel - unterläuft 
oder wenn das Ermittlungsverfahren infolge des Außerachtlas­
sens bedeutsamer Bescheinigungsmittel - einschließlich der 
Parteiaussage des Antragstellers - völlig unzulänglich geblieben 
ist". 68 

Die Betonung liegt auf „wesentlichen Fehlern" und „völ­
ligen Unzulänglichkeiten". Auch in dem vom Grundrecht 
geschützten Bereich des Verfahrens ist somit nicht jeder Ver­
stoß eine Grundrechtsverletzung. Verfahrensfehler, die 
nicht grob genug sind, um Grundrechte zu verletzen, blei­
ben ohne Folgen, weil die Bescheide der ZDK und ZDOK, 
die Kollegialbehörden „mit richterlichem Einschlag" sind, 69

gemäß Art. 133 Z 4 B-VG vor dem VwGH nicht angefoch­
ten werden können. Beispiele für Verstöße der beiden Kate­
gorien finden sich unter Punkt V. 3. b. und V. 3. c. 

bb) Die Rechtsprechung des VfGH zur Glaubhaftma­
chung erinnert im Ergebnis an seine Judikatur zum Vereins­
und Versammlungsrecht. 70 .Hier wie dort sieht er .in Verstö­
ßen gegen e.infachgesetzliche Vorschriften - hier des ZDG 
und des AVG,71 dort des Vereinsgesetzes und Versamm­
lungsgesetz.es und des AVG - zugleich Verletzungen des je­
weiligen Grundrechtes. Beim Vereins- und Versammlungs­
recht stützt der VfGH seine Argumentation auf den Ausge­
stalnmgsvorbehalt der Grundrechtsnorm (Art. 12 StGG): 
Da der Umfang des jeweiligen Grundrechtes erst durch die 
Ausführungsgesetze bestimmt werde, sei ein Verstoß gegen 
sie auch eine Grundrechtsverletzung. 

§ 2 Abs. 1 ZDG enthält allerdings keinen Gesetzesvorbe­
halt, und auch inhaltlich unterscheidet sich das Recht auf Be­
freiung von der Wehrpflicht vom Recht auf Vereins- und 
Versammlungsfreiheit: Im Gegensatz zu diesem ist es im we-
endichen ein negatives Grundrecht: das Recht, die Wehr­

pflicht nichc zu erfüllen. Das trifft iedoch nicht für den ge­
samten Schutzbereich des Grundrechts w: Als Recht auf Be­
frehmg von der Wehrpflicht besteht es zunächst im Recht 
auf eine sraatliche Leistung - auf ein Befrei"ngsverfahren 
und auf einen Befreiungsakt. Als Leistungsrecht - nicht 
aber, weil es in Inhalt und Umfang unbestimmt wäre - ist 
da Recht auf Befreiung von der Wehrpflicht auf Ausgestal­
tung angewiesen. Diese Art der Ausgestaltungsbedürftigkeit 
teilt es mit anderen Grundrechten: Auch etwa das Recht auf 
Unverletzlichkeit des Eigentums bliebe ohne Ausführungs­
gesetze leer. Es ergibt sich somit keine Notwendigkeit, in 
der Ausgestalrungsbcdürftigkeit des Rechts auf Befreiung 
von der Wehrpflicht einen impliziten Ausgescaltungsvorbe­
halc zu sehen und deswegen Verl.erzungen der AusgestaJ­
LUngsgeserze als Grundrechtsverstöße zu behandeln. 

Der VfGH hat in diesem Fall auch einen anderen Weg ge­
wählt: Er leitet seine Befugnis zur Prüfung des Anerken­
nungsverfahrens aus der Wendung „aus glaubhaften Gewis­
sensgründen" des § 2 Abs. 1 ZDG ab. Um zu überprüfen, 
ob die Behörde die Glaubhaftigkeit der Gewissensgründe 
des Antragstellers zu Recht bestritten hat, muß sich der 
VfGH davon überzeugen, daß ZDK oder ZDOK sich aus­
reichende Entscheidungsgrundlagen geschaffen und keine 
falschen Schlüsse aus ihnen gezogen haben, also Ermitt­
lungsverfahren und Beweiswürdigung auf Fehler überprü­
fen. 

Diese Argumentation ist einleuchtend - und auf alle Ver­
fahrensfehler im Zusammenhang mit der Glaubhaftmachung 
anwendbar. Genau aus diesem Grund kann sie aber keinen 
Maßstab für die höchstgerichtliche Unterscheidung zwi­
s hen groben Verfahrensfehlern, die zugleich Grundrechts-
1·erletzungen ind, und nicht „in die Verfassungssphäre rei­
chenden" Verstößen liefern. Diese Unterscheidung stammt 
aus der Judikatur des VfGH zu anderen Grundrechten, und 

62 Vgl. Jahresbericht 1975 der ZDK, 15; Raschauers - unbelegte
- Darstellung spricht dagegen nur von „Zurückweisungen" durch
die ZDK (Verfassungsfragen (FN 41) 36).

63 Jahresbericht 1976 des BMI, 18. 
64 EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 22. 
65 So ausdrücklich § 6 Abs. 2, 2. Satz ZDG. 
66 VfSlg. 8033/1977 u. v. a. 
67 VfSlg. 8033/1977, 8268/1978, 8811/1980, 8856/1980, 

8865/1980, 9171/1981, 9339/1982, B 561/81 V. 12. 3. 1982. 
68 VfSlg. 9965/1980 unter Berufung auf 8391/1978 u. 8268/1978. 
69 VfGH B 248/75 v. 26. 3. 1977 und VwGH 613/77 v. 

20. 4. 1977; daran hat sich auch durch die Neufassung des § 43
ZDG durch die Novelle 1980 nichts geändert: VfSlg. 9339/1982.

70 Tichy, Die Vereinsfreiheit in Osterreich, EuGRZ 1984, 
57 m. w. N.; Koja, Zur Rechtsprechung des Verfassungsgerichtsho­
fes in Vereins- und Versammlungssachen, JBI. 1961, 3%. 

71 Gemäß § 53 Abs. 1 ZDG haben die ZDK und die ZDOK das 
A VG anzuwenden, soweit das ZDG nichts anderes bestimmt. 
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auch die damit verbundenen Schwierigkeiten sind kein Spe­
zifikum des Rechts auf Befreiung von der Wehrpflicht, son­
dem sie trcte11 1 egeLnäßig bei der Abt,;renzung der Zust.än­
digkeiten von VfGH und VwGH auf.71 Doch in unserem 
Fall wiegen sie besonckrs schwer, weil bgewiesene Zivil­
dienstwerber nicht die Möglichkeit haben, den VwGH anzu­
rufen oder im VfGH-Verfahrcn einen Eventualantrag auf 
Abtretung der Beschwerde an den VwGH zu stellen. Durch 
die Beschränkung der verfassungsgcrichtlichen Kontrolle auf 
grobe Fehler einerseits und den Ausschluß der Zuständigkeit 
des VwGH andererseits entsteht also ein Rechtsschutzdefi­
zit. 

cc) Was muß nun eigentlich glaubhaft gemacht werden?
Wenn man der Diktion des VfGH folgt, so ist es „das Vor­
liegen der materiellen Voraussetzungen" - also der Ableh­
nung der Waffengewalt, der schwerwi.egenden Gewissens­
gründe und der schweren Gewissensnot. Die Zivildienstwil­
ligkeit spielt in dieser Auseinandersetzung keine Rolle. 
Nimmt man jedoch das Gesetz (§§ 2 Abs. 1 und 6 Abs. 2
ZOG) beim Wort, sind es nur die „schwerwiegenden Ge­
wissensgründe", die glaubhaft sein müssen. Das hat auch 
seinen guten Sinn. 

Wie gezeigt folge die Gewissensnot logisch zwingend au 
der Gewissensüberzeugun_g und der der Überzeugung wi­
dersprechenden Pflicht zur Wehrdiensdeistung. Damit .ist 
aber auch die Glaubh4[tigkeit der chweren Gewissensnot 
1•on der der schwerwiegenden Gewissensgründe abhängig, 
und es ist unsinnig, gesondert nach ihr zu fragen. Dasselbe 
gilt für dje Glaubhaftigkeit der vorbehaltlosen Ablehnung 
von Walfengewalt: Wenn ohnehin nur solche Gewissens­
gründe beachtlich sind aus denen sich diese schlüssig ergibt, 
und wenn diese Gewissensgründe glaubhaft sind, dann muß 
auch die Ablehnung der Waffengewalt aus logischen Grün­
den glaubhaft sein. 

Damit reduziert sich die Prüfung der Glaubhaftigkeit auf 
die der schwerwiegenden Gewissensgründe. Diese vom Ge-
etz vorgesehene Lösung häcce den Vorteil, daß die ohnehin 

problematische Erörterung der Glaubhaftigkeit auf einen 
Punkt beschränkt bliebe und nicht mehr die Prüfung der an­
deren Kriterien für die Anerkennung als Zivildiener behin­
dern würde. ZDK und VfGH könnten sich auf diese Weise 
einiges in den Begründungen ihrer Entscheidungen ersparen, 
und _ihre restliche Argumentation würde dadurch an Klarheit
gewinnen. 

b) Das Ermittlungsverfahren

Als Grundlage für die Entscheidung dienen der ZDK zu­
nächst der schriftliche Antrag des Zivildienstwerbers, son­
stige „ßcscheinigungsmittel", die dieser beilege, unter Um­
ständen Zeugenaussagen und außerdem eine Reihe on wei­
teren Unterlagen über das „Verhalten" des Antragstellers, 
die die ZDK regelrn�ßig unter Berufung auf§ 6 Abs. 7 ZDG 
im Amtshilfeweg einholt: Eine Strafregisterauskunft, eine 
Auskunft der Bundespolizei- bzw. Bczirksverwakungsbe­
hörden über nicht im Strafregister aufscheinende Verurtei­
lungen und über Verwaltungsstrafen, ein Leumundszeugnis 
und eine Information über Eintragungen in die Suchtgiftkar­
tei. 73 

Die Zulässigkeit dieser Erhebungen und der Verwertung 
ihrer Ergebnisse versteht sich nicht in jedem Fall von selbst. 
So ist z.B. schwierig einzusehen, warum eine Eintragung in 
die Suchtgiftkartei für die Entscheidung der ZDK im Sinn 
des § 6 Abs. 7 ZDG „erforderüch" ist; au h kann man sich 
fragen, ob die Berücksichtigung bereits getilgter Vorstrafen 
mit § 1 Abs. 4 TilgungsG 1972 74 vereinbar ist - falls nicht, 
wäre auch die Erhebung nicht „erforderlich" und daher un­
zulässig. Der VfGH siehr darin jedenfalls keine Verletzung 
eines Grundrechts - dies auch dann, wenn die ZDK die Be­
stimmungen des Tilgungsgesetzes falsch ausgelegt haben 
sollte. 75 

Neben den schriftlichen Unterlagen sind natürlich die 
Au'ssagen des Antragstellers i.n der mündlichen Verhandlung 
encscheider,d. Die Anberaumung ?in?r ,nündlicher Ve•­
hancllung liegt zwa,r grunds:itr.lich gemäß § 39 Abs. 2 AVG 
im Ennessen der Behörde, doch bleibt ihr unseres Erachten 
im Anerkennungsverfahren k-ein Ermessensspielraum weil 
eine Glaubwürdigkeitsprüfung- wenn überhaupl- ohne ei­
nen unmittelbaren persönlichen indruck vom Antragsteller 
nicht möglich ist. Eine ( negative) Entscheidung der ZDK 
ohne mündliche Verhandlung würde daher unter einem 
grun�rechtsv_erle�enden Fehler leiden, weil �em Antra�stel­
ler die Möglichkeit zur Glaubhaftmachung in entscheiden­
dem Umfang vorenthalten worden wäre. Eine ablehnende 
Erledigung ist aber dann ohne mündliche Verhandlung zu­
lässig, wenn der Antrag unabhängig on der Frage der 
Glaubhaftigkeit - z. B, aus formellen Gründen (Fristver­
säumnis etc.) - an Mängeln leidet, die nicht verbessert wer­
den können. 76 

Aus der Pflicht zur Glaubhaftmachung des § 6 Abs. 2 
ZDG leiten ZDK und VfGH eine ,,Beweis"lastregel für den 
Antragsteller ab. Dieser habe seine Gründe darzulegen - tut 
er das nicht oder nur unzureichend, so sei der Antrag abzu­
weisen. Ein Grundrechtsverstoß liege nur dann vor, wenn 
der Antragsteller „gehindert" wurde, das Wesentliche zu sa­
gen. 77 

Diese l nterpretation läßt freilich außer Acht, daß eine 
MirwirkungspflichL der Partei im Verwaltungsverfah.ren, wie 
sie § 6 Abs. 2 ZDG schaffe, nicht den Grundsatz der amts­
wegigen, materiellen Wahrheitsfindung und der daraus abge­
leiteten Manuduktionspflicht der Behörde beseitigt. Die 
ZDK und ZDOK haben die entsprechende Bestimmung des 
§ 39 Abs. 2 A VG gemäß § 53 Abs. 1 ZDG genauso anzu­
wenden wie andere Verwaltungsbehörden, die-Verfahren mit
ausdrücklich normierten Mitwirkungspfljchten der Paneiea
abwickeln. 78 Allerdings ist ein Verstoß gegen die Verpilich­
tUng, den wesentlichen Sachverhalt amtswegig fesm,1steUen,
im allgemeinen vor dem VfGH als, nicht in die Verfassungs-
ph:irc reichend" Lrnbeachtlich. 79 erner kann das Versäumte

nicht mehr nachgeholt werden. 80 Der VfGH zieht si h im

72 Bernard, Verfassungsgerichtshof - oder Verwaltung·sgerichts­
hofbeschwerde? ZfV 1981, 7; Azizi, Das Verhältnis der allgemeinen 
Vcrw.ihungsgerich1sbarkeit des Verwaltungsgerichtshofes zur Son­
derverwaltungsgerichLSbarkeil des Verfassungsgerichtshofes, in: 
RILL u. a. (Hrsg.), AUgemeines Verwaltungsrcch1 {1979) S67. 

,J Vgl. 1 .. n. VfSlg. 8033/1977, 8407/1978. B soi/78 v. 
23.6.1983 u.,•.a., s wie den Jahresberi ht 1975 der ZDK, 16. 

74 BGBI. 68. 
75 VfSlg. 840711 '178; der VfGH gibt in diesem Erkenntni.s keine 

eigene lnterpremion des Tilgungsgesie11.es, unterscheidet aber 1.wi­
schen der „ßen.icksiclnigung einer gerichtlichen Verurteilung als 
solche(r)" und der ,,ßedachtnahme auf das der Verurteilung zu­
grundeliegende Verhalten". ZDK und Bundesregierung jedenfalls 
möcht� die Beschränkungen des Tilgungsgeserzes '1972 gegenüber 
der ZOK ausdrücklich aL1fgehoben haben, um eine Liste sämtlicher 
- also auch der bereits getilgten - Verurteilungen des Antragstellers
bereits mit der Strafregisterauskunft zu erlangen (Beri ·ht d BReg.
gern. An.. II1 ZOG-Novelle 1980, 12 f.; Jahresbericht 1977 deF
ZDK, 18).

76 Vgl. dazu die Ab- und Zurückweisungen von Anträgen ohne 
Erklärung der Zivildienstwilligkeit (siehe oben Teil V.2.d.) (Jahres­
bericht 1975 der ZDK, 15). 

77 B 561/81 V. 12. 3. 1982, B 308/78 v. 10. 3. 1983. 
78 Dazu z.B. Walttr-Mayer, Gruhdriß des österreichischen 

Verwaltungsverfabrc.nsreclus1 {1984) 93, 107 ff. und 1.uletzt Wielin­

ger-Gruber, Zur Frage der MitwirkungspAicht der Parteien im 
Verwaltungs�erlahrcn, ZfV 1983, 365; ,,gl. auch den durch die 
AVG-Novelle 1982, BGBI. 199, neu eingeführten§ 13 a. 

79 Das ergibt sich e contrario aus B 493/78 v. 11. 3. 1983; siehe 
dazu unten bei FN 81. 

80 VfSlg. 9171/1981, 9339/1982; dies obwohl der VfGH nicht an 
die Sachverhaltsfeststellung der Behörde gebunden ist und insofern 
kein Neuerungsverbot besteht. 



Brünner u. a. - Grundrecht auf Befreiung von der Wehrpflicht - EuGRZ 1984/Seite 493 

Fail okher Versäumnisse meist auf die Position zurück, es 
sei unerheblich. ob der ZDK im Ermittlungsverfahren ir­
gendwelche Fehler unterlaufen seien, denn das Vorbringen 
des Beschwerdeführers sei inhaltlich unzureichend. 52 Diese 
Begründung geht aber am Problem vorbei, weil ja die inhalr­
lichen Mängel der Begründung gerade die Folge der unzurei­
chenden Befragung durch die ZDK sein können. Ein Mu­
sterbeispiel dafür i.sr das Erk. VfSlg. 8856/1980, in dem der 
VfGH dem Beschwerdeführer vorwirft, er habe „nichts dar­
getan", was für die schwere Gewis c.nsnot spreche, der An­
trag sei daher abzulehnen gewesen, die „Be chwerdevor­
würfe, daß die belangte Behörde sich mit dem Vorbringen 
des Beschwerdeführers nicht weitergebend auseinanderge­
setzt und ihm nicht ermöglicht habe, sein Anliegen mündlich 
weiter zu ergänzen", weil „die Verhandlung nur wenige Mi­
nuten gedauert habe", seien aber „unerheblich". 

Eine Rdati vierung dieser unbefriedigenden Lage brachte 
erst ein jüngstes Erkenntnis des VfGH; darin scel.lte er fest, 
„nach Maßgabe der besonderen Lage die e Falles" (einer 
,,unklaren, unsystematischen und sprachlich äußerst man­
gelhaften Formulierung de Antrages") 

,.wäre es der belangten ZDK in der Verh:indlung oblegen, 
durch eine l:\eeignete, gc,siclte Befragung des Beschwerdcführt.'TS 
zumindest den Versuch zu unternehmen, die Begründung ei­
nes Anliegens klarzustellen, um di� sach,•erhaltsmrnigcn Vor­
aussetzungen für die nach § 2 Abs, 1 ZOG vorzunehmende 
r�hcliche Beuneilung zu eh� frn" .8' 

Ein VerstoH gegen diese Verpflichtung sei ein schwerwie­
gender, also vom Gru11drechtssch11tz er[t1ßter Verfahrens­
mangel. 

Dieses Erkenntnis ist ein wesentlicher Fortschritt, weil es 
nicht jedwede Passivität der ZDK Im Ennitt!ung verfahren 
aJs unbeachtlich ansieht und dadurch auch jenen Antragstel­
lern eine Chance gibt, die aus Unkennrnis der Gesetzeslage 
und ihrer [nrerpretation und aus Mängeln im Ausdracks­
vennögen nicht alle wesentlichen Punkte von selbst erwäh­
nen. 

c) Die „Beweis"wiirdigung
Die Beweiswürdigung ist da Kernsrück der Glaubha,ftig­

keitsprüfung und damiL de gesamten Anerkennungsverfah­
rens. Wie im Enninlungsverfahren, so gilt auch bei der Be­
weiswürdigung, daß eine wesemliche Rechtswidrigkeit in 
diesem Bereich eine Grundrechtsverletzung bedeutet, Fehler 
unter dieser lntensitätsgrenze aber vor dem VfGH unbeacbt­
lich bl.eiben und daher hingenommen werden müssen.82 Sol­
che grundrec.btlich unerheblichen Mängel sind z.B. falscbe 
chlulifolgerungen der ZDK, solange nicht „ihr Gedanken­

gang . . . evident der Lebenserfahrung oder logischen 
Denkgcserzen widerspricht'' BJ oder di.e Mißdeutung von 
Aus��gen des Antragstellers.84 

E 11e wesentliche Rechtswidrigkeit liegt dagegen jedenfalls 
dann vor, wenn die ZDK eingchohe Beweismittel nicht 
würdigt, die Erklärung des Antragstellers aber trotzdem als 
„Lipticnbekennrnis" abtu.t.85 Darüber hinaus haben sich in 
der Praxis der ZDK einige ,,Beweis"regeln herausgebildet. 
Der VfGH hat sie zum Teil übernommen, zum Teil hat er 
ihre Anwendung aber für unzulässig erklärt, weil sie eine 
Grundrechts erletzung bedeute: 

So ist der Zeitp11nkt der Amragstellung zwar nicht völlig 
unbeachdich, aber die ZDK kann nicht die mangelnde 
Glaubhaftigkeit der Gewissensgründe ohne weitere Erörte­
rung damit begriinden, daß der betreffende Wehrpflichtlge 
erst nach jahrelangem Aufschub des Wehrdienstes und unter 
Umständen erst nach Erhalt eines Einberufungsbefehls sei­
nen Antrag gestellt hat. Diese Tatsache kann genausogut für 
die langfristige Herausbildung der Gewissensüberzeugung 
sprechen. 86 

Auch fehlende (private oder organisierte) Aktivitäten des 
Antragstellers auf sozialem, pazifistischem oder caritativem 
Gebiet sind kein Grund, e.ine Gewi_sscn.sgründt: von vorn­
herein für unglaubwürdig zu halten, weil 

„eine den materiellen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 ZOG 
entsprechende Einstellung �uch bei Personen vorliegen kann, 
d .ie keine Neigung besitzen, ihre Auffai.sungen im Rahmen ei­
ner gleid1ge5innten Personengemeinschaft oder öffendichkeits­
bczogen zu bckunden".87

„Ebensowenig .. , wie daraus, daß ecwa jemmd bisher nicht 
in Raufhandel verwickelt war, auf die allgemeine und vorbe­
haltlose Ablehnung von (Waffen-)Gewalt geschlossen werden 
k:tnn, kapn daraus, daß sich jemand bisher . , . auf sozialem 
Gebiet aktiv nicht betätige ha1, ein zuverlässiges Indiz dafür 
gcwonnfn werden, die von ihm behauptete Ablehnung von 
(Waffcn-)Gcwalt sei unglaubwürdig." 8ft

Umgekehrt spricht auch n1cht jede Betätigung auf diesem 
Gebiet oder Zugehörigkeit zu religiösen Gruppen für die 
Glaubwürdigkeit.89 Die Mitgliedschaft in Vereinigungen 
und Gruppen, die sic.h für die militärische Landesverteidi­
gung einsetzen, ist ein lndiz gegen die Glaubwürdigkeit. 90 

Nicht so eindeutig ist die rechtliche Beurteilung der AuJ­
emandersetzsmg des Antragstellers mit Verteidigungsmetho­
den und ihren Problemen. Der VfGH meinte noch 1980, daß 
,,die Auseinandersetzung mit der Möglichkeit der Vcrmei­
dun6 von Kriegen ... ü.berbaupt nichts mit einer eventuell 
anzunehmenden Gewissensnot des Beschwerdeführers hin­
sichtlich der Leistung des Wehrdienstes zu tun" 91 habe und 
der „Umstand, daß der Beschwerdeführer ... über keine 
über durchschnittliche VorsteUungen hinausreichende 
Kenntnisse der (nichunilitärischen) Landesverteidigung ver­
füge", nicht zur Begründung der fehlenden Glaubhaftigkeit 
tauge. 92 Dagegen hält die höchstgerichtliche Rcchr.sprechung 
ab 1982 einen solchen Mangel für beachtlich - zumindest im 
Zusammenhang mit anderen Momenten, die gegen die 
Glaubwürdigkeit des Antragstellers sprechen.93

Da.s bedeutet nun nicht unbedingt einen Widerspruch, 
aber doch eine merkbare Akzentverschiebung. Dabei über­
nimmt der VfGH die Argumentation der ZDK auch in je­
nem Punkt, wo diese den Antragstellern nicht nur '1}an­
gelnde Auseinandersetzung mit dem Thema Landesverteidi­
gung und Konfliktlösungen, sondern „unrealistische 
Wunschvorsceilungen" vorgeworfen hane. Dahinter scheint 
der Gedanke zu stecken, nur ,,realistische', d. h. ,.richtige" 
Vor$tellungen könnten eine Gewissen entscheidung tragen. 

Ein eigenes Kapitel bildet die Würdigung von gerichtli­
chen Verurteilungen und Verwaltsmgsstrafen des Antragstel­
lers. Die Palette reiche hier von Verkehrsdelikten 9o1 über 
Schwarzfahren, 95 Sachbeschädigung,95 Diebstahl, 96 Hehle-

81 B 493/78 V, 11. 3. 1983. 
82 Siehe oben Teil V.3.a. 
83 B 501/78 v. 23. 6. 1983; dai. erinnert an die Figur der „Denk­

unmöglichkeit", die der VfGH in seiner Rechtsprechung zu anderen 
Grundrechten entwickelt hat. 

84 VfSlg. 8391/1978. 
85 VfSlg. 8268/1978.
86 VfSlg. 8865/1980, 9243/1981, 9356/1982, B 13/82 V. 

25.11.1982, B 648/82 V. 26.2.1983. 
87 VfSlg. 9965/1980, 9243/1981, 9356/1982, B 501/81 V, 

16. 10. 1982, B 585/81 \'. 16. 10. 1982, B 648/82 V, 26. 2. 1983, 
B 501/78 V, 23. 6. 1983.

88 B 501/81 u. B 585/81, beide v. 16. 10. 1982. 
89 VfSlg. 8811/1980, B 376/82 v. 1.12.1982. 
90 So z.B. beim „Osterreichischen Cartellverband" - VfSlg. 

8787/1980. 
9t VfSlg. 8811/1980. 
92 VfSlg. 8865/1980. 
93 B 13/82 V. 25. 11. 1982, B 648/82 V. 26.2.1983, 
94 VfSlg. 8407/1978, 8865/1980, B 308/78 v. 10. 3. 1983, B 

501/78 v. 23. 6. 1983. 
95 B 667/81 V. 26.11.1982. 
96 Eines Apfelstrudels: VfSlg. 8407/1978; 8749/1980, 9362/1982. 
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rei, 97 Suchtgiftschmuggel 98 bis zu Rauferei 99 und Vorschub­
leist.mg für Räuber. 100 Die Rechtsprechung des VfGH siehr 
in praktisch allen diesen Delikcea Argumente, die gegen die 
Glaubhaftigkeit der Gewissensgründe sprechen. Die Vcr­
schiedenartigkeit der.Slraftaten erforden aber e.inc differen­
zierte Beurteilung. 

Dazu muß man zunächst die Fälle in zwei Gruppen teilen: Die 
Gewaltdelikte stehen offensichtlich in einem engeren Zusammen­
hang mit der behaupteten Ablehnung von Waffengewalt als die üb­
rigen Delikte. Deshalb sind es auch n,chc sie, die Schwierigkeiten 
bereiten: 's is,t ja ohne weiteres einiu.sehen, da!! jemand, der wegen 
Gewaltdeükren (etwa Rauniandel, Raub) verurteilt wu.rde, nur 
schwer Gewissensgründe für eine gegenteilige Überzeugung glaub­
haft machen kann. 101 

Bei den übrigen Deli.kten finden sich z wci Typen der Begrii nd ung 
ihres Zusammenh�.nges mit der Glaubhaftigkeit der Gewissensgrün­
de. Die eine Argumenration sieht zwischen der Übertretung -vo11 
Nonnen :.mm Scbutz des menicl,/ichen Lebem durch den A ntragncl­
lcr und seiner behauplt.'ten Überzeugung, da!\ das Leben durch Ge­
walt nicht an tastbar sei, einen Widcrspru h, der ihn unglaubwürdig 
macht - z.B. bc.i Verkehrsdelikten oder Suc:htgiftschmuggcl.102 Dit."­
scr "Begründungstypus gipfelt - und überschlägt sich zugleich - in 
der Feststellung der ZDK, ein Antragsrellcr, der durch dreimaliges 
SchneUfahre.n menschliches Ll'ben (absenkt) gefährdet habe, .könne 
sich nicht gbubhaft auf dessen Unantastbarkeit berufen. Der VfGH 
hat diesen Schluß als „zumindest nicht völlig verfehlt " bezeich­
net.103 

Aber nicht alle von den Antragstellern verletzten Normen dienen 
dem Schutz des Lebens - daher versucht der zweite Argumenta­
tionstypus auch erst gar nicht, einen solchen Zusammenhang her"t:U­
stcllcn, sondern begnügt sich mit der Behauptung, dem Antragstel­
ler müßten Verurceilungen, .,ohne diesen besondere Bedeutung im 
negativen Sinn beizumessen, entgegengehalten werden" ,97 weil sie 
„auf seine Einstellung zu ihm nicht genehmen Anordnungen des 
Gesetzgebers schließen" 104 ließen oder darauf, der Antragsteller 
,,neige dazu, die Wertordnung innerhalb einer menschlichen Ge­
meinschaft gering zu achten". 105 

Die Verbindung mit der Glaubwürdigkeit der Gewissensgründe 
läßt sich in diesen Fällen -wenn überhaupt -nur sehr indirekt her­
stellen, nämlich indem man behauptet, daß, wer solche Delikte be­
geht, keine „ethische Grundhaltung", 105 - kurz: überhaupt kein 
Gewissen habe. Das könnte man sich vielleicht noch bei einer langen 
und qualifizierten Vorstrafenliste vorstellen, bei der Geringfügigkeit 
der in Frage stehenden Gesetzesverletzungen erscheint dieser Schluß 
aber jenseits aller Verhältnismäßigkeit: Durch das „Verzehren eines 
bekanntermaßen gestohlenen gebratenen Huhns" 97 oder durch 
zweimaliges Schwarzfahren und eine 7 Jahre vor Bescheiderlassung 
in jugendlichem Alter begangene Sachbeschädigung 95 wird man 
nicht zum ehrlosen Schurken, dem nichts mehr zu glauben ist. 

Neben den genannten Kriterien spielt immer auch der 
,,persönliche Eindruck", den die ZDK in der mündlichen 
Verhandlung vom Antragsteller gewinnt, eine entscheidende 
Rolle. Ja in manchen Fällen bleibt überhaupt nur mehr der 
persönliche Eindruck als Grundlage für die Entscheidung 
über die Glaubhaftigkeit der Gewissensgründe: Wenn der 
Antragsteller keine Vorstrafen aufzuweisen hat, sich auf so­
zialem oder pazifistischem Gebiet nicht hervorgetan hat, 
sich zumindest ausreichend mit der Problematik der Landes­
verteidigung auseinandergesetzt hat, um eine Gewissensent­
scheidung fällen zu können - ist er dann glaubwürdig oder 
nicht? 

Die höchstgericht!iche Rechtsprechung hat zu diesem 
Problem der fehlenden Entscheidungsgrundlagen noch keine 
klare Linie gefunden. In vielen Fällen vermeidet es der 
VfGH, überhaupt darauf einzugehen, indem er schon das 
Vorliegen der inhaltlichen Anerkennungsvoraussetzungen 
(der „schweren Gewissensnot") bestreitet und die Be­
schwerden damit abweist.106 Aber auch dort, wo er die 
Frage der Glaubhaftigkeit und ihrer Begründung aufgreift, 
bleibt die Auseinandersetzung recht dürftig: Zwar akzep­
tierte der VfGH den „formelhafte(n) Hinweis ... auf den 
persönlich gewonnenen Eindruck" nicht als „tragendes 
Element" der Begründung, warum der Antragsteller un­
glaubwürdig sei, 107 aber andererseits stellte er in mehreren 

Erkenntnissen unter Berufung auf Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofes fest, daß „keine Verpflichtung be­
steht, (näher) zu begründen, weshalb auf Grund des gewon­
nenen persönlichen Eindruckes die Angaben einer Person 
glaubwürdig oder unglaubwürdig sind" und begnügte sich 
zur Abweisung der Beschwerde regelmäßig mit der Formel: 

„In Wahrheit erschöpft sich das Beschwerdevorbringen nach 
Inhalt und Zielsetzung bloß in einer subjektiven Kritik der 
freien Beweiswürdigung der ZDOK und einzelner Begrün­
dungselemente des angefochtenen Bescheides, ohne der belang­
ten Behörde unterlaufene entscheidungswichtige, vom Verfas­
sungsgerichtshof wahrzunehmende Verfahrensfehler aufzuzei­
gen." 108 

Damit ist der - in vielen Fällen durchaus „entscheidungs­
wichtige" - persönliche Eindruck weder begründungspflich­
tig noch kritisierbar. Das mag nun in einem nachprüfenden 
Verfahren, in dem der Antragsteller selbst nicht mehr befragt 
wird, nicht anders möglich sein, zeigt aber deutlich die 
Grenzen der Rechtsstaatlichkeit und damit die Problematik 
des Anerkennungsverfahrens. 

Letztlich bleibt in vielen Fällen als einzige Anerkennungs­
voraussetzung, daß der Antragsteller vor der ZDK eine Hal­
tung einnimmt, die der Interpretation des ZDG lll'I durch die 
ZDK entspricht; daß es dann für diese Haltung Anleitungen 
von Zivildienstberatungsstellen gibt, 110 ist weiter nicht ver­
wunderlich. Das Verfahren begünstigt auch Zivildienstwer­
ber, die in einer entsprechenden (z.B. studentischen) Umge­
bung leben unJ dadurch leichter Zugang zu akzeptierten Ar­
gumentationsmustern haben, während unvorbereitete An­
tragsteller mit schlechtem Ausdrucksvermögen eindeutig im 
Nachteil sind.111 Mit der Beachtung des Gewissens hat ein 
solcher Sachverhalt allerdings nur mehr wenig zu tun. 

Dieses Problem ist auch allen Beteiligten bewußt. Typisch 
für die Beurteilung der Situation ist die folgende Äußerung 

97 Mit einem gebratenen Huhn: B 309/78 v. 13. 6. 1983.
98 VfSlg. 9257 /1981. 
99 VfSlg. 8407/1978. 
100 VfSlg. 9362/1982. 
101 So auch ausdrücklich die E B  zur RV 603 BlgNR 13. GP, 22; 

doch auch hier muß man die Möglichkeit eines Gewissenswandels 
(vgl. Teil V.1.) berücksichtigen. 

102 VfSlg. 9257/1981.
!03 B 501/78 V. 23. 6. 1983. 
104 B 308/78 V. 10. 3. 1983.

!OS VfSlg. 8749/1980.
106 Siehe oben Punkt V.2.c.
107 B 501/81 V. 16. 10. 1982, B 585/81 V. 16. 10. 1982.
108 B 13/82 v. 25.11.1982, B 667/81 v. 26.11.1982, B 376/82 

v. 1. 12. 1982, B 648/82 V. 26. 2. 1983.
109 Daß es dabei nicht unerhebliche Unterschiede gibt, zeigt die 

verschiedene Spruchpraxis der Senate der ZDK, die sich in divergie­
renden Anerkennungsquoten ausdrückt (vgl. den Jahresbericht 1980 
der ZDK, An!. 1, 4 und den Bericht der ZDK über 1981 und 1982, 
11 f. sowie die Äußerung von BM Lanc, StenProtNR 14. GP, 
9587). 

110 So z. B. der Jahresbericht 1978 der ZDK, 5; ähnlich •:ler Tä­
tigkeitsbericht der ZDOK über die Jahre 1981 und 1982, 12 f. 

111 Das betrifft vor allem Angehörige der Unterschicht, die 
i. d. R. vor Behörden weniger redegewandt sind; vgl. dazu Wörister, 

Zivildienst in Osterreich (1979) 8 f., 12 mit empirischem Material; 
überhaupt zeigt die soziale und geographische Streuung der Antrag­
steller (hauptsächlich Studenten aus Ballungsgebieten), daß der Zi­
vildienst nicht allen Wehrpflichtigen gleich zugänglich ist. (Angaben 
dazu finden sich in allen Berichten der ZDK und ZDOK; eine 
„Gliederung der Zivildienstwerber im Zeitraum 1975 bis 1982 nach 
Berufszugehörigkeit bzw. Berufsvorbereitung" enthält die Anlage 4 
des Berichts der Bundesregierung gern. Art. III d. ZOG-Novelle 
1980). Diese Situation besteht trotz der Feststellung der ZDOK (ZI. 
125941/3 - ZDOK/1/82 F; referiert im Bericht der ZDOK über 
1981 und 1982, 7) und ansatzweise des VfGH (VfSlg. 9391/1982), 
daß die ZDK bei der Beurteilung der Begründung von Antragstel­
lern ihr Bildungsniveau in Rechnung zu stellen hat. 
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des - für die Vollziehung des ZDG verantwortlichen - sei­
nerzeitigen BM für Inneres Lanc: 

,,Id, ha:te alierdings ei.1 Argument derjenii;en J ugendorganisa­
tionen für stichhaltig, die da bezweifeln, daß irgend jemand, 
eine Einzelperson oder eine Kommission, dazu in der Lage ist, 
zu entscheiden, ob jemand aus Gewissensgründen Militärdienst 
leisten will oder nicht. 
Ich glaube, hier ist 1cdc Art von vollziehendem Organ eines 
Bundesgesetzes überfordert. Das ist die Schwäche. Das lunn 
aber auch durch die Abschaffung oder durch den Vorschlag auf 
Abschaffung der Zivildienstkommission nicht beseitlgt werden, 
und daher stehe ich auf dem Standpunkt, solange man nichts 
Besseres hat als das, was existiert, daran festzuhalten." ttl 

Grund für dieses festhalten am Bestehenden - wie auch 
für die verfahrensabhängigc Ausgestaltung des Grundrechts 
von allem Anfang an - m ist die Befürchtung, Osterreich 
könnte sich nicht mehr verteidigen, wenn es zu viele Zivil­
diener gäbe. Aus dieser Sicht hat das Anerkennungsverfah­
ren, mag es auch rechtsstaatlich fragwürdig sein, 114 den Vor­
teil, daß es die Zahl der Zivildiener gering hält. 

VI. DER WIDERRUF DF.R BEFREIUNG VON DER
WEHRPFLICHT

Bis zum Inkrafttreten der ZDG-Novelle 1980 (am 
1. 12. 1980) emhielt cus ZDG keine Bestimmungen über ei­
nen Widerruf der .Befreiung von der Wehrpflicht. Auf Erklä­
rungen von anerkannten Zivildienstpflichcigen, sie wollten
a�f die Bef�ei

11;
ng von der Wehrpflicht verzichten, reagierte 

die ZDK nm emer Aufhebung des Anerkennungsbescheides 
gemäß § 68 Abs. 2 A YG 1950. Dieses Vorgehen brachte 
aber einige rechtliche Schwierigkeiten mir sich: 

§ 68 Abs. 2 A VG regelt ia nur die Aufhebung von Beschei­
den, "aus denen niemand ein Recht erwachsen ist"; um sol­
che handelt es sich bei den Anerkennungsbescheiden aber of­
fen ichtlich nicht, denn sie gewähren ja au drücklfrh ein
Recht auf Befreiung von der Wehrpflicht. Die Berufung auf

§ 68 Abs. 2 A VG war also nur möglich, wenn man diese
Bestimmung so auslegte, daß ie auch im Falle eines aus­
drücklichen Verzichts auf das durch den Bescheid gewährte 
Recht Anwendung fand. Außerdem hatte der Zivildienst­
pflichtige keinen Rechtsanspruch auf die Aufhebung des An­
erkennungsbescheides gemäß § 68 Abs. 2 A VG .11s 

Aus diesen Gründen normierte die ZDG-Novelle 1980 
den Widerruf der Befreiung von der Wehrpflicht in einem 
ei_genen J 5 �- Nach dieser Bestimmung kann der Zivil­
d1enstpflicht1ge vor der ZDK eine Erklärung abgeben, ,,daß 
er den Wehrdienst mit der Waffe nicht mehr aus den im 

§ 2 Abs. 1 genannten Gewissensgründen verweigere"
(A_bs. _1). Die ZDK hat dann mit Bescheid die Rechtsgültig­
keit dieser Erklärung festzustellen (Abs. 2), wodurch der 
Zivildienstpflichtige wieder wehrpflichtig wird (Abs. 4). 

Neben dem Widerruf der Befreiung von der Wehrpflicht 
auf Antrag des Zivildienstpflichtigen gebietet der neue 
§ 5 a �DG (Abs. 3) auch den amtswegigen Widerruf durch
B�sche1d der ZDK, ,, �enn der Zivildienstpflichtige durch 
sem Verhalten eindeutig erkennen läßt, daß er die Anwen­
dung von Waffengewalt gegen andere Menschen aus den im 

§ 2 Abs. 1 genannten Gewissensgründen nicht mehr ablehnt
und daher auch bei Leistung.des Wehrdienstes nicht mehr in
schwere Gewissensnot geraten würde".

Die Voraussetzungen für den Widerruf sind somit etwas 
strenger als jene für die An rkeaoung. Während der Zivil­
dienstwerber seine Gewissensgründe nur glaubhaft machen 
muß, trifft die ZDK im Widerrufsverfahren die Beweislast 
dafür, daß das Verhalten des Zivildienstpflichtigen „eindeu­
tig" gege_n 1ie behauptete Gewissensüberzeugung spricht. In
der Praxis 1st das vor allem bei Verurteilungen wegen Ge-

waltdelikten nach der Anerkennung als Zivildienstpflichtiger 
der Fall.116 

Natüriich wäre ein reclmwidriger \1/idt'TTuf de.- Befreiung 
von der Wehrpflicht ein Verstoß gegen das Gmndrecht auf 
Wehrdiensfverweigerung und da.her vor dem VfGH anfecht­
bar. Doch ist es bis jetzt noch nicht dazu gekommen. 

VII. DIE GRUNDRECHTLICHEN ANSPRÜCHE
ANERKANNTER ZIVILDIENSTPFLICHTIGER
ALS VORGABE FÜR DIE AUSGESTALTUNG
DES ZIVILDIENSTES

Das Grundrecht auf Befreiung von der Wehrpflicht er­
schöpft sich nicht im Anspruch au.f einen behördlichen Be­
freiungsakt bei Erfüllung der von § 2 Abs. 1 ZDG normier­
ten Anerkennungsvoraussetzungen, sondern es gewährt na­
türlich auch ein Recht au.f Achmng dieser Befreiung durch 
den Staat. Ln diesem Sinn ist es entscheidende Richtlinie für 
die Ausgestaltung des Zivildienstes. 

Art. 9 a Abs. J 8-VG verpflichtet den Gesetzgeber ver­
fassungsrechtlich, Ausführungsbestimmungen zur Einrich­
tung eines Zivildienstes als ,,Ersatzdienst" zu edassen. Dem 
anerkannten Wehr<lienslverweigerer gewährt er allerdings 
kein subjektives Recht darauf: ob neben der Befreiung von 
dcr Wehrpflicht auch die Möglichkeit zur Erfüllung der Zi­
vildienstpflicht gesetzlich geschaffen wird, berührt die 
grundrcchtli hen An prüche des Wehrdienstverweigerers 
nicht; diese gehen eben über die Befreiung von der Wehr­
pflicht nicht hinaus. 

obald der Gesetzgeber iedoch das verfassungsrechtliche 
Gebot zur Einrichtung eines Zivildienstes erfüllt, muß sich 
die entsprechende rechtliche R egelung - al da ZDG - an 
den von den Grundrechrsbestimmungcn normierten Vorga­
ben messen lassen. 

1. Gewaltverbot

Bei isolierter Interpretation des § 2 Abs. 1 ZDG ergibt
sich zunächst nur das Verbot, anerkannte Wehrdienstver­
weigerer zur rfüllung der Wehrpflicht heranzuz.iehen. Die 
Wehrpflicht besteht gemäß§ 17 Abs. 1 Wehrgesetz 1978 117 

aus der Pfücht zur Leistung des Präsenzdienstes und einigen 
Nebenpflichten; sie dienen zur Ausbildung und zum Einsatz 
des Bundesheeres für die von § 2 Abs. 1 WehrG festgeleg­
ten Zwecke. Diese umfassen neben der militärischen Lan­
desverteidigung (lit. a) auch den „Schutz der verfassungs­
mäßigen Einrichtungen und ihrer Handlungsfähigkeit sowie 
der demokratischen Freiheiten der Einwohner" und die 
,,Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit im Inneren 
ü.berhaupt" (lü. b), ferner Katastrophenhilfe (lit. c) und Hil­
cleistung im Ausland auf Ersuchen internationaler Organi-

sationen (lit. d). 
Daraus könnte man nun (kurz-)schließen, daß ein aner­

kannter Wehrdienstverweigerer für keine der genannten 

112 StenProtNR 14. GP, 9587. 
113 EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 13: ,,Durch eine zivile Er­

satzdienstleistung ausscblicßlicb nach freier Wahl des Webrpflich�i­
gen würde nicht nur die allgemeine Wehrpflicht ausgehöhh, sondern 
auch die Funluionsfähigkeit des Bundesheeres in Frage gestellt wer­
den." 

114 Das dürfte auch der Grund sein, warum die ZDKen nach ei­
gener E inschätzung „in Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze 
keine übertriebenen Anforderungen an die darzulegenden Gewis­
sensgründe stellen" (Bericht der ZDK über 1981 und 1982, 15). 

115 Eine ausführliche Darstellung dieser Probleme findet sich in 
den EB zur RV 275 BlgNR 15. GP, 14 f. 

116 Zur Anwendung des § 5 a ZDG vgl. den Bericht der BReg. 
gern. Art. III ZOG-Novelle 1980, 11 f. 

117 BGB!. 150. 



EuGRZ 1984/Seite 496 -Aufsätze - Brünner u. a. 

Aufgaben ausgebildet oder eingesetzt werden dürfte, egal, 
ob es sich dabei um die Anwendung von Waffengewalt gegen 
Menschen handeln kann (wie bei der militärischen Landes­
verteidigung) oder ob dies ausgeschlossen erscheint (wie bei 
der Bekämpfung von Naturkatastrophen). Außerdem wäre 
die Ableistung des Zivildienstes bei einer Einrichtung, deren 
Tätigkeit (auch) in der Anwendung von Waffengewalt be­
steht (etwa bei einer paramilitärischen Organisation oder der 
Polizei), aus verfassungsrechtlicher Sicht durchaus möglich. 
Einer Änderung der gegenteiligen einfachgesetzlichen Be­
stimmung des § 3 ZDG (die die Anwendung von Waffen­
gewalt als Inhalt des Zivildienstes ausdrücklich verbietet) mit 
einfacher Mehrheit stünden die Grundrechtsbestimmungen 
dann jedenfalls nicht im Wege.118 

Dieses Ergebnis hält jedoch einer systematischen Interpre­
tation der Grundrechtsbestimmungen nicht stand und wi­
derspricht außerdem der Absicht des Gesetzgebers. Das 
Recht auf Wehrdienstverweigerung ist ein Ausfluß der Ge­
wissensfreiheit: Sein ausdrücklicher Zweck ist die Vermei­
dung von „schwerer Gewissensnot"; es schützt also die 
Gewissensüberzeugung in der Gewaltfrage. Würde man die­
sen Schutz auf den Wehrdienst beschränken, die Gewaltan­
wendung im Ersatzdienst aber zulassen, wäre die Gewis­
sensfreiheit dort nicht einmal mehr „formal respektiert" -
wie das nach Ansicht des Gesetzgebers bis zum Inkrafttreten 
des ZDG immerhin der Fall war 119, - sondern völlig besei­
tigt. Daß es aber in der Absicht des Gesetzgebers gelegen sei, 
zum Schutz der Gewissensfreiheit einen Ersatzdienst einzu­
richten, der die Gewissensfreiheit ignoriert, ist absurd zu 
behaupten. Aus § 2 Abs. 1 ZDG i. V. m. Art. 14 StGG er­
gibt sich also: Niemand soll wider sein Gewissen Gewalt ge­
gen andere anwenden müssen. 

Diese ratio des Grundrechts auf Befreiung von der Wehr­
pflicht ist zugleich auch seine einzige Vorgabe für die Ausge­
staltung des Zivildienstes: Er darf nicht in der Anwendung 
von Waffengewalt oder der Ausbildung dazu bestehen. 

§ 3 ZDG, der dies ausdrücklich normiert, erweist sich somit
nur als zusätzliche Klarstellung und Wiederholung dessen,
was ohnehin schon in der Grundrechtsbestimmung enthal­
ten war.

Ähnlich steht es mit § 2 Abs. 2 ZDG, der die Ableistung 
des Zivildienstes außerhalb des Bundesheeres vorsieht. Zwar 
ist ein Zivildienst beim Bundesheer, der ausschließlich in der 
garantiert gewaltfreien Bekämpfung von Naturkatastrophen 
und der Ausbildung dazu besteht, theoretisch denkbar. Un­
ter den derzeitigen Bedingungen beim Heer wäre eine solche 
Regelung aber verfassungswidrig, weil die gewaltfreien Auf­
gaben des Bundesheeres von Ausbildung und Einsatz zu mi­
litärischen Zwecken nicht zu trennen sind, letztere aber 
zwangsläufig mit der - zumindest mittelbaren - Anwendung 
von Waffengewalt verbunden sind. 120 

2. Zivildienst und umfassende Landesverteidigung (UL V)
Eine verfassungsrechtliche Vorgabe für die Ausgestaltung

des Zivildienstes läßt sich vor allem nicht aus dem Grundsatz 
der VLV (Art. 9 a B-VG) ableiten. Dies tut jedoch Ra­
schauer mit der Begründung, jeden männlichen Staatsbürger 
treffe die Pflicht zu einem Beitrag zur UL V. Wenn dieser 
Beitrag nicht in der Ableistung der Wehrpflicht bestehe, so 
sei dafür der Zivildienst als Ersatzdienst im „größeren Rah­
men der umfassenden Landesverteidigung" zu erbringen. 121 

Dieser Gedankengang verwechselt zunächst eine Staats­
zielbestimmung mit der Normierung von Pflichten für den 
einzelnen Staatsbürger. Das Bekenntnis zur UL V bindet 
nicht unmittelbar den einzelnen; es verpflichtet nur den Ge­
setzgeber zur Erlassung geeigneter Vorschriften zur Errei­
chung des Zieles. Bei der Beurteilung, welche von mehreren 
grundsätzlich geeigneten Vorschriften er erlassen soll, ist der 
Gesetzgeber verfassungsrechtlich nicht gebunden. Natürlich 

können solche Vorschriften Pflichten für den einzelnen 
Staatsbürger vorsehen; diese haben ihre; Grundlage dann 
aber in dem jeweiligen Ausführungsgesetz und nicht im Ver­
fassungsgrundsatz. 

Dies wird am Beispiel der allgemeinen Wehrpflicht deuc­
lich: Sie folgt nicht zwangsläufig aus dem Prin7_ip der UL V, 
denn der Gesetzgeber härte auch zu einem anderen Mine! 
zur Erreichung des verfassungsrechtlich geregelten Zieles 
greifen können. Daß die Osterreicber wehrpflicbcig stnd, 
gebt also nicht au der Zielbestimmung des Art. 
9 a Abs. l B-VG, sondern aus der ausdrücklichen Regelung 
des Art. 9 a Abs. 3 B-VG und des § 16 WehrG hervor. 
Wäre die allgemeine Wehrpflicht nicht durch diese Bestim­
mungen normiert bestünde sie - trotz des Grundsatzes der 
UL V - für den einzelnen nicht. 

Einen Hinweis auf eine über die allgemeine Wehrpflicht 
hinausgehende Pflicht des einzelnen und damit des Zivil­
dienstpflichtigen zur Teilnahme an der UL V enthält der Art. 
9 a B-VG nicht. Auch das Wort „Ersatzdienst" im Abs. 3 
ist - entgegen Raschauer -121 kein Indiz dafür: Die EB der 
RV zur B-VG-Novelle, mit der Art. 9 a ins B-VG eingefügt 
wurde, 122 verweisen auf§ 2 Abs. 1 ZDG. In den Materia­
lien zum ZDG wiederum heißt es ausdrücklich: ,,Der Wert 
der beiden Dienste für die Republik O tcrreich und ihre Be­
völkerung" (also nicht: rür die ULV) , oll de.r gleiche etn, 
auch wenn die Dienste auf verschiedenen Gebieten geleistet 
werden." 123 Wenn schließlich der Gesetzgeber den Zivil­
dienst als Ersatzclienst im Rahmen der UL V ve1standen hät­
te, hätte er im § 3 ZDG wohl schwerlich hauptsächlich Tä­
tigkeiten außerhalb der UL V als Inhalt des Zivildienstes an­
geordnet. 

Alles das zwingt zu dem Schluß, daß weder der e·nzelne 
ZivildienstpOicbtige zu einem Beitrag zur UL V verfassungs­
rechtlich verpflichtet isc, noch au.eh das in der Verfassun� 
verankerte Staatsziel „umfassende Landesvcneidigung" dem 
Gesetzgeber die N ormicrung einer derartigen Pflicht. gebie­
tet. Solche Pflichten kann man sich IVÜns,hen, aber die Ver­
fassung schreibt sie genausowenig vor, wie sie sie verbietet. 
Dem einfachen Gesetzgeber steht es also grundsätzlich frei, 
den Zivildienst in die UL V (auch teilweise) einzubeziehen 
oder nicht. 124 

Wenn sich der Gesetzgeber aber dazu entschlit:ßt, den Zi­
vildienst innerhalb der UL V anzusiedeln, sind ihm auch da­
bei die dem Grundrecht auf Wehrdienstverweigerung ent­
springenden Schranken gesetzt: Auch ein Zivildienst inner­
halb der UL V darf nicht die Anwendung von Waffengewalt 
vorsehen. 

3. Ausgewählte Probleme der Ausgestaltung des Zivil­
dienstes

Als Frage stellt sich uns nun, wie darf, bzw. muß der Zi­
vildienst inhaltlich ausgestaltet sein, um grundrechtsgemäß 

118 Wohl aber sprechen kompetenzrechtliche Bedenker. dage­
gen; vgl. Fessler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15) 15 f. 

119 EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 3. 
uo Insofern verfehlt Raschauer, Verfassungsfragen (FN 41) 12; 

siehe auch unten Teil VI.3. zum „Wesensgehalt" des Grundrechts 
in bezug auf planmäßige Vorbereitung und Unterstützung von Waf­
fengewalt. 

121 Raschauer, Verfassungsfragen (FN 41) 12 f. 
122 1461 BlgNR 13. GP, 6. 
123 603 BlgNR 13. GP, 18 (Hervorhebung der Autoren). 
124 Es sind allerdings Situationen denkbar, in denen die Einbe­

ziehung der Zivildiener verfassungsrechtlich geboten erscheint: 
Wenn nämlich der Nachweis erbracht wird, daß sie das einzige Mit­
tel zur Erreichung des Staatszieles „ umfassende Landesverteidi­
gung" darstellt; daß also 1. die UL V ohne den Beitrag der Zivildie­
ner nicht effektiv wäre und 2. ihre Einbeziehung sie effektiv machen 
würde. 
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zu sein? Anders gesagt, wie schaut der Inhalt des zweiten 
Teiles des Grundrechtes auf Befreiung von der Wehrpflicht, 
nämlich das Rec�t auf ?i,1e ganz Sestimmte A,1: von Zi•ril­
dienst, aus? 

§ 2 (1) ZDG setzt als konstitutives Merkmal für den Zi­
vildienst die Nichtanwendung von Waffengewalt gegen an­

dere Menschen, das heiße, der Zivildienst darf .in seiner kon­
kreten inhaltlichen Ausgestaltung den Gewi sensgründen, 
die zur Befreiung von der Wehrpflicht führen, nicht wider­
sprechen. 125

Was ist nun der Bedeutungsgehalt des Merkmales „Nicilt­
anwendung von Waffengewalt gegen andere Menschen"? 
Vorauszuschicken ist, daß es keine Entscheidung des VfGH 
zur Frage der Ausgestaltung des Zivildienstes gibc. Eng in­
terpretiert müßte es sich um einen Dienst handeln, der kei­
nerlei Tätigkeiten mit Waffen im „ technischen" Sinn um­
faßt. 1.26 Diese Sichtweise wäre allerdings nicht über die ein­
schränkende Rechtslage vor dem ZOG hinausgehend. Denn 
die Neuregelung der Wehrdienstverweigerung, mündend im 
ZDG, bezweckte ja gerade - wie schon oben erwähnt 127 -

die faktische Einschränkung der Gewissensentscheidung, die 
für den Diener ohne Waffe nach § 27 (2) WehrG durch die 
funktionelle und organisatorische Nähe z.um _Bundesheer ge­
geben war, zu beseitigen. 1e

An die organisatorische und vor allem an die jimkLionelle 
Nähe zum Bundesheer bzw. zur rnilitäri chen Landesvertei­
digung (ML V), die ia gern. An. 79 (1) TI-VG dem Bundes­
heer obliegt, ist bei der Interpretation des Merkmale 
,.Nidnanwendung von Waffengewalt gegen andere Men­
schen" anzuknüpfen. § J ZDG geht sogar noch weiter. In 
seiner Definition der Dienstleistungen, die der Zivildienst­
pfüchtige zu erbringen hat, teilt er auf die Nichtanwendung 
von Gewalt 128 gegen andere Menschen ab. Hier mit Erklä­
rung modellen wie dem Begriff der strukturellen Gewalt zu 
operieren, erscheint zu weit hergebolc. 

Wir halten es für sinnvoll, eine Erklärungsfigur heranzu­
ziehen, die dem Rechcssystem immanent isc. Als brauchbar 
erweist sich da einmal die Ubernabme des Einheitstäterbe­
griffes nach § 12 Strafgesetzbuch (StGB); dies de halb, weil 
die Arr der A usgcstaltung des Zivildienstes, charakteri icrt 
durch die 'ichtanwendung von W;iffengewalt gegen andere 
Menschen, in einer begrifflichen Konstruktion Strafrechts­
tatbeständen sehr ähnlich ist. 

Nach§ 12 1GB begeht nicht nur der un.minelbare Täter 
die strafbare Handlung, sondern au h jeder, ,, ... der sonst 
zu ihrer Ausführung beiträgt". übertragen auf den Grund­
rechtsbereich des Zivildienstes bedeutet das, daß nicht nur 
,,unmittelbare" Anwendung von Waffengewalt verfas­
sungsmäßig als Inhalt d� Zivildienstes ausgeschlossen ist, 
sondern auch jede Tätigkeit, die „sonst" dazu beiträgt, daß 
Waffengewalt gegen andere Menschen angewendet wird. Es 
geht also um Formen der Beteiligung, die ebenso erfaßt wer­
den sollen; es sollen auch Tätigkeiten miteingeschlossen 
werden, die in irgendeiner erheblichen und zurechenbaren 
Weise dazu beitragen, daß es zur Anwendung von Waffen­
gewalt komme. Insbesondere fällt darunter jede Förderung 
der A1tsführung der„ Tat", sprid, Anwendung von Waffen­
gewalt. 

Als nächster Schritt müssen nun Kriterien gefunden wer­
den, die die Beteiligungsformen sinnvoll eingrenzen und 
Endloskausalitäten verhindern. Als brauchbar erweist sich 
die Lehre von der Adäq11anz, wie wir sie aus dem Schadener­
satz.recht zur Begrenzung von Endloskausa.litä-rskenen ken­
nen. Adäquirät liegt demnach vor, wenn da.s Schadensereig­
nis die objektive Möglichkeit eines Erfolges von der Art des 
eingetretenen Erfolges generell in nicht unerheblicher Weise 
erhöht.129 

übertragen auf die Frage nach dem grundrechtlich gebo­
tenen Inhalt des Zivildienstes heißt das, daß Beteiligung an 

der Anwendung von Waffengewalt gegen Menschen dann 
vorliegt, wenn der konkrete Zivildienst die objektive Mög­
�;chk.!iL eine.- Erfolges \'On de1 Art d.?s eingetret�ncn -sprich 
die Anwendung von Waffengewalt - generell Ln nicht uner­
heblicher Weise erhöht. Zivildienstleistungen, die die ML V 
stützen oder deren Möglichkeit erhöhen, sind auch noch als 
,,Anwendung von W:iifengewalt gegen andere Menschen" 
zu sehe.n. Wir kommen somit zum Schluß, daß ein Zivil­
dienst, wenn er objektiv vorhersehbar als Funktion der M LV 
auftritt, verfassungswidrig ist. Dienstleistungen, die objektiv 
vorhersehbar für eine wirksame militärische Verteidigung 
eingeplant sind, kommen aus verfassungsmäßigen Gründen 
nicht als Inhalt des Zivildienstes in Frage, auch wenn sie we­
der im Bundesheer zu leisten sind, noch in einer unmittelba­
ren Anwendung von Waffengewalt bestehen. 

Es müssen zwei Arten von Fällen der Verletzung des 
Grundrechts auf Befreiung von der Wehrpflicht unterschie­
den werden. Erstens Leistungen, die i.n den Bereich der Pla­
nung von MLV fallen, also in Friedenszeiten Bestandteile 
des Aufbaus einer wirksamen MLV sind, und zweitens Lei­
stungen, die im Kriegsfalle stützende Funktionen der ML V 
übernehmen. Für den ersten Bereich kommen Tätigkeiten 
im Rahmen des ordentlichen Zivildienstes und die Ausge­
staltung des Grundlehrganges in Frage, für den zweiten Be­
reich der außerordentliche Zivildienst. 

a) Ordentlicher Zivildienst (oZD)
Der erste Bereich, der auf die Kriterien einer funktionellen

und organisatarischen Nähe zur ML V zu untersuchen ist, ist 
der oZD. Als Beispiel wären Versorgungsvorkehrungen als 
Vorbereitungsmaßnahmen im Frieden, die für eine unver­
zügliche und wirksame militärische Reaktion beim Ein-tritt 
eines der Ln der Entschließung des NR über die Verteidi­
gungsdoktrin (1975) genannten Bedrohungsfälle, 130 zu nen­
nen. Solche Versorgungsvorkehru,1gen, d.ie eine militärische 
Verteidigung stützen, sind als lnhalt eines ordentlichen Zi� 
vildienstes grundrechtlich ausgeschlossen, da sie eben in 
funkci ncller Nähe zur ML V und so zur "Anwendung von 
Waffengewalt gegen andere Menschen" stehen. 

Weiters wäre der Einsatz von Zivildienern beim Bau von 
militärischen Befestigungsanlagen (z.. B. Bau von Kasernen 
und Militärflughäfen) zu nennen. Es handelt sich auch hier 
um ein.e nicht direkte Anwendung von Waffengewalt gegen 
Menschen. fm Sinne unserer Interpretation aber ist di.e Er­
richtung von militärischen Befestigungsanlagen eine Fom1 
der Beteiligung an der Anwendung von Waffengewalt ande­
rer, die auf Grund ihrer funktionellen Nähe und planmäßi­
gen Ausgestaltung zur MLV deren Möglichkeiten objektiv 
vorhersehbar erhöht. 

Auch der Einsatz im Rahmen des ordentlichen Zivildien­
stes bei Post und Bahn erscheint dann fragwürdig, wenn 
Bahn und Post im Konfliktfall als Hilfseinrichtungen für die 
ML V eingesetzt werden, weil das Bundesheer über zu wenig 
eigene Einrichtungen verfügt.131 

125 Fessler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15) 22 bzw. EB zur
RV 603 BlgNR 13. GP, 20. 

126 So Raschauer, Verfassungsfragen (FN 41) 9. 
127 Vgl. Teil 11. 
128 Unter Gewalt wird im StGB folgendes verstanden: ,,Gewalt 

ist die Anwendung körperlicher Kraft, technischer Mittel oder che­
mischer Mittel gegen einen Menschen." Foregger-Serini, Strafge­
setzbuch2 (1978), 191. 

129 Koziol, Osterreichisches Haftpflichtrecht ( 1980) I 144. 
130 In Ermacora-Kopf-Neisser, Wehrrecht (FN 33) I 5.
Dt In diesem Zusammenhang muß auch das Problem der Stell­

vertreterfunktion von Zivildienern erwähnt werden. Es erscheint 
zumindest Fragwürdig, wie weit nicht auch eine „Anwendung von 
Waffengewalt gegen andere Menschen" gegeben ist, wenn Zivildie­
ner als planmäßig vorgesehener Ersan für die im Kriegsfall zum 
Wehrdienst und damit zur Anwendung von Waffengewalt herange-

➔ 
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Zwei Rechtsmittel kommen gegen derartige Grundrechts­
verletzungen in Betracht:

Dei Zivüdi1:ns,pflid.aige kann JIC".n Zuweisungsbl!schl!id
des BMl mich§ 8 ZDG beim VfGH wegen Verletzung de
Grundrechts auf Befreiung von der Wehrpflicht nach§ 2 (1)
ZDG belümpfrn, wenn der Zivildienstpflichtige im Zuwei­
sungsbescheid zu Leistungen verpnichtet wird, die im Sinne
unserer Auslegung dem verfassungsrechtlichen Gebot der
,,Nichtanwendung von Waffengewalt gegen andere Men­
schen" bei der konkreten Zivildienstleistung widersprechen,
bzw. es verletzen.132 

Weiters besteht für den Zivildiener nach Antritt des oZD
und bei Weisung seines jeweiligen Vorgesetzten, eine nicht
dem Wesen des Zivildienstes entsprechende Dienstleistung
zu erbringen, die Möglichkeit, sieb straflos (§ 64 Abs. 2
Ziff. 5 ZDG) der Weisung zu widersetze11. Eine unter Um­
ständen darauffolgende Verwaltungsstrafe nach § 64 (1)
ZDG durch die Bezirksverwaltungsbehörde kann nach Er­
schöpfung des lnstanzenzuges (2 . Instanz Landeshauptmann
- mittelbare Bundesverw:i.ltung) beim VfGH angefochten
werden, auch mit dem Hinweis auf Verlerzung des Grund­
rechts auf Befreiung von der Wehrpflicht nach§ 2 (1) ZDG.
Die Beschwerdemöglichkeit nach § 37 (1) ZDG an die
ZDOK bleibt auch offen, nur ist sie auf Grund ihrer Rechts­
folgen (Empfehlungen der ZDOK an den BMI) nicht sehr
effizient.
b) Grundlehrgang (GLG) nach§ 18 a ZDG

§ 18 a ZDG legte mit der Novelle 1980 die Einrichtung
eines GLG fest:

,,Der Zivildienstleistende ist während des ordentlichen Zivil­
dienstes vom Bundesministerium für Inneres einem Gnmdlehr­
gang zu unterziehen, soweit dieser für die Leistung eines au­
ßerordentlichen Zivildienstes nach § 21 (1) erforderlich ist."

Die nähere Ausgestaltung des GLG erfolgte durch Ver­
ordnung des BMI im Einvernehmen mit dem Hauptaus­
schuß des NR. m Aufgabe des GLG ist es, den Zivildienst­
leistenden jene Fertigkeiten und grundsätzlichen Informa­
tionen zu vermitteln, die sie im Falle eines außerordentlichen
Zivildienstes und zwar für einen Einsatz bei ... außerordent­
lichen Notständen(§ 21 (1) 1. Satz ZDG) benötigen.134 In­
haltlich bringt der GLG ein Curriculum von verschiedenen
Lehrblöcken. 135 Als Beispiele seien der Sanitätsdienst,
Selbstschutz und Katastrophenschutz angeführt.

Auch der GLG als Teil des oZD isc nach den oben ange­
gebenen Kriterien für die grundrechtlich zulässige Ausge­
staltung des Zivildienstes zu untersuchen. Die Prüfung des
GLG muß eng an cüe Prüfung des a11ßerordentlichet1 Zivil­
dienstes (aoZD) anknüpfen. Ist der aoZD in einer funktio­
nellen oder organisacorischen Nähe zur ML V anzusiedeln,
so trifft seine grundrechtsverletzende Ausgestaltung ebenso
den GLG, der die Einschulung für den aoZD zu besorgen
hal. So könnten einzelne Lehrinhalte (die Warn- und 
Alarmdienste, Sanit"'tsstationen und Notspitäler) i.rn Hin­
blick auf eine Anwendung im Falle eines außerordentlichen
Zivildienstes als mi11C:.irischer HilfscLensr grundrechtsverler­
zend sein. Der Gese zgeber will zwar den aoZD gerade nicht
ls militä.rischen HiJfsdien.st verstanden wissen, 1.36 bleibt

aber - wie unten zu zeigen ist - eine klare Definition des
aoZD schuldig.

So ist die Prüfung der Grundrechtsmäßigkeit des GLG in
unerträglicher Weise auf Vermutungen und Prognosen an­
gewiesen. Als Rechtsmittel bei etwaigen Grundrechtsverlet­
zungen durch die Vollziehung des GLG als Vorberei.rung zu
einem nicht grundrechtsgemäßen aoZD kämen die oben
beim oZD zitierten Wege zur Anwendung, da der GLG ja
ein Teil des oZD ist.
c) Außerordentlicher Zivildienst

In § 21 (1) ZDG heißt es zum aoZD:

,,Der BMI hat Zivildienstpflichtige bei außerordentl!che_n N 01-
ständen (insbesondere in Zeiten, in denen �ehrpflic_htige zur
Leistung des außerorder,tlirhen P•äsenzd�enstes .e'_"b?rufen
werden) ... zur Leistung des außerordentlichen ZIVlldienstes
zu verpflichten."

Auch und gerade der aoZD muß an den gleich�n Kriterien
der Grundrechtsmäßigkeit gemessen werde� wie der oZ�
und der GLG. Denn der Zivildienstpflichtige kommt bei
Leistung des außerordentlichen Zivildienstes unter Umstän­
den der „Anwendung von Waffengewalt gegen an_dere Me�­
schen" wohl am nächsten. Sowohl das Gesetz, wie auch die
R V lassen die Art der außerordentliche Notstände unklar . 137 

Als außerordentliche Notstände kommen aber analog zum
WehrG hauptsächlich, wenn nicht ausschließlich Fälle der
militärischen Bedrohung in Frage. 138 

Es treten beim aoZD all die verfassungsrechtlichen Be­
denken wieder auf, die oben beim oZD geäußert wurden, ja
sie treten sogar in einem noch stärkeren Maße _ auf, geht doch
der aoZD über Einschulungs- und Vorbereitungsmaßnah­
men hinaus und erreicht so eine größere Möglichkeit der Be­
teiligung an der ML V.

Notwendig wäre eine Legaldefiniti?n der außer?rdei:i,t!i­
chen Notstände und der geplmten Emsatzfelder für ZIVll­
diener beim aoZD, denn nur dann wäre - wie schon oben ge­
sagt - eine genauere Betrachtung unter Grundrechtsaspekten
möglich.

d) Exkurs: Die Anerkennung geeigneter Einrichtungen als
Trägerorganisationen für den Zivildienst

§ 4 ZDG normiert das Anerkennungsverfahren für Ein­
richtungen, die als Träger des Zivildienstes auftreten wollen.
Die Anerkennung setzt einen Antrag des Rechtsträgers der

Einrichtung voraus. Die Anerkennung erfolgt durch B�­
scheid des Landeshauptmannes. Vor Erlassung des Beschei­
des hat der Landeshauptmann ein Gutachten der ZDOK
einzuholen. Langt dieses Gutachten binnen zwei Monaten
nicht ein, kann der LH seine Entscheidung ohne Gutachten
treffen (§ 4 (5) ZDG). Voraussetzungen für die Anerken­
nung sind:

- Es muß sich um eine Einrichtung einer juristischen Per­
son handeln (Bund, Länder, Gemeinden, sonstige öffent­
lich-rechtliche Körperschaften oder sonstige juristische Per­
sonen, die nicht auf Gewinn berechnet sind und ihren Sitz
im Inland haben -§ 4 (2 ) ZDG).

- Die Einrichtung muß geeignet sein, das heißt überwie­
gend einer Tätigkeit im Sinne des § 3 ZDG dienen, .weiters
eine dem Wesen des Zivildienstes entsprechende Einschu­
lung, Beschäftigung, Leitung und Betreuung der Zivil­
dienstpflichtigen gewährleisten (§ 4 (3) ZDG).

:genen Präsenzdiener eingeschult ":'erde�. Auch -�ier ist auf die
Kriterien der funktionellen und orgamsatonschen Nahe abzustellen.

112 Allerdings tritt dabei das Problem der Bindung des Zuwei­
sungsbescheids an einen rechtswidrigen, aber rechtskräftigen Aner­
kennungsbescheid des Landeshauptmanns (s. unten VIl.3.d.) auf.

111 Verordnung BGB!. 1981/612; der Zeitpunkt des Beginn�sdes GLG wurde durch die ZOG-Novelle BGB!. 1983/575 und die
Verordnung BGB!. 1983/636 auf 1. 1. 1985 verlegt.

134 § 1 (1) VO zum GLG.
11, § 3 VO zum GLG.uo EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 26.
137 EB zur RV 603 BlgNR 13. GP, 26: ,,Die Anlässe, aus denen

die Leistung eines außerordentlichen Zivildienstes verfügt wird,
werden sich häufig aber durchwegs nicht stets mit denen decken, aus
denen der Bundespräsident nach § 28 a Abs. 3 des Wehrgesetzes
eine allgemeine oder teilweise Einberufung _zum. außer�:dentlichen
Präsenzdienst verfügt hat. Ebenso werden die Zeiten, ":'ahrend wel­
cher außerordentlicher Zivildienst und außerordentlicher Wehr­
dienst zu leisten ist, häufig, aber durchaus nicht immer zusammen­
fallen."

138 So Ermacora-Kopf-Neisser, Wehrrecht (FN 3 3) 181.
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- Geeignet i t eine Einrichcung, wenn die Dieosdei tun­
gcn, die als Zivildienst von der fanrichtung angeboten wer­
den, dem allgemeinen Best�r dienen, den Zivildic:us.tpflichti­
gen ähnlich wie der Wehrdienst den Wehrpflichtigen bela­
sten und nicht Ln der Anwendung von Gewalt gegen andere 
Menschen bestehe□ (§ 3 (!) ZDG). Die Gebiete, auf denen 
die Dienstleistungen erbracht werden sollen, sind im § 3 (2) 
ZOG demonstrativ aufgezählt. Dazu zählen z.B. Dienst in 
Krankenanstalcen, Rettungswesen, Sozialhilfe, Katastro­
phenhilfe,Zivilschurz und sonstige Tätigkeiten im Rahmen 
der z.ivi.len Landesverteidigung. 

Diese an sich eher unscheinbaren einfachgesetzlichen Be­
stimmungen über die Anerkennung von Einrichtungen als 
Zivildienstträger bergen aber doch einigen Zündstoff in sich, 
entscheidet doch der Landeshauptmann mit Anerkennung 
einer Einrichtung als Zivildienst-Trägerorganisation auch 
materiell über die Ausgestaltung des konkret zu leistenden 
Zivildienstes mit. Und dieser Bereich liegt durchaus im 
Schutzbereich des Grundrechtes. 

Einerseits stellt die nur demonstrative Aufzählung des 
§ 3 (2) ZDG die Möglichkeit dar, den Zivildienst auf Berei­
che wie etwa Friedensdienste und friedenspädagogische Ar­
beiten auszuweiten. 139 Die Ausweitung in diese Richtung
käme einer Einrichtung des Zivildienstes als Alternativdienst
im materiellen Sinn nahe. 140

Andererseits muß wohl der Gehalt des § 2 (1) ZDG als 
verfassungsgesetzliche Schranke für eine Ausweitung der An­
erkennung auf nicht in § 3 (2) aufgezählte Gebiete angesehen 
werden. Es darf kein Dienst sein, der in der Erfüllung der 
Wehrpflicht nach dem WehrG besteht, wie auch inhaltlich 
nicht die Möglichkeit in sich bergen, Waffengewalt gegen 
andere Menschen anzuwenden. 141 Eine Anerkennung des 

Bundesheeres al geeignete Einrichtung im Sinne des 
§ 3 ZDG ist somit verfassungsrechtlich ausgeschlos en, was
sich auch aus der cinfachgesctzlichL·n Bestimmung des
§ 2 (2) ZOG ergibt. 142' 143 Daß auch Oienstc, die nicht in 
der direkten Anwendung von Waffengewalt gegen andere:
Menschen bestehen, rnm Schutzbereich des§ 2 (1) ZDG er­
faßt sind, wurde oben zu zeigen versucht.

Was geschieht nun, wenn eine Einrichtung vom Landes­
hauptmann mit Bescheid als Zivildienst-Trägerorganisation 
anerkannt wird, die den Voraussetzungen des§ 3 ZDG und 
§ 4 ZDG nicht entspricht? Der Rechtsträger, als durch den
Bescheid ausschließlich Begünstigter, wird dagegen kein
Rechtsmittel ergreifen.

In den grundrechtlich relevanten Bereich gelangt der Fall 
erst mit dem Zuweisungsbescheid des Innenministers an den 
Zivildienstpflichtigen nach § 8 (1) ZDG an eine nach 
§ 4 ZDG rechtswidrig anerkannte Einrichtung.

Der Zivildienstpflichtigc hat einerseits die Möglichkeit ei­
ner VfGH-Beschwerde gegen den Zuweisungsbescheid we­
gen Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Grundrechtes auf Befreiung von der Wehrpflicht nach 

§ 2 (1) ZDG. Voraussetzung wäre die Zuweisung an eine
Einrichtung, die, in den z.u leistenden Diensten, die Mög­
lichkeit in sich birgt, Gewalr gegen andere Menschen anzu­
wenden oder in einer Tätigkeit, die in der Erfüllung der
Wehrpflicht nach WehrG, besteht. Zu erwähnen ist auch die
Mögljc.hkeit einer Beschwerde beim VwGH wegen Rechts­
widrigkeit des Bescheides, wenn die Anerkennung nicht ge­
gen die inhaltlichen Schranken des § 2 (1) ZDG verstößt,
wohl aber z.B. eine der anderen Voraussetzungen der §§ 3
und 4 ZDG nicht vorliegt, z.B. im Falle der Zuweisung an
eine gewinnorientierte Firma. Der Beschwerdeführer ist hier
in seinem subjektiven Recht auf Zuweisung an eme
gern.§ 4 ZDG anerkannte Einrichtung gern.§ 8 ZDG ver­
letzt, der auf § 4 ZDG statisch verweist.

e) Exkurs: Möglichkeiten der Grundrechtsbeschränkungen
bei Ausübung des Zivildienstes
Jn Zus:unll\.:nbang mit de.., Pro;,lem�n, die l,e; der Ausgcstal.ung

des ZD auftreten, ergibuicb auch die Frage nach dem. Charakter des 
ZD als „besonderes Gewa/cverl,ä/tnis" und weiter nach damit ver­
bundenen Grundrcch1.sei1uchr:inkungen bei Ausübung des ZD. 1« 
Hier ist nicb1 der Ort, um diesen Problemkreis eingebend zu unter­
suchen. Wir möchten nur einige skizzenhafte Überlegungen dazu 
anstellen. 

Unabhängig davon, ob man den ZD als „besonderes Gewaltver­
hältnis" bezeichnet (was immer dieser in der österreichischen Lehre 
sehr umstrittene Terminus bedeutet), sollte die Überprüfung an den 
einzelnen Rechten und Pflichten des Zivildienstpflichtigen anknüp­
fen, um etwaige damit verbundene Grundrechtseinschränkungen 
festzustellen. Wobei als nächster Schritt nach dem Vorliegen eines 
Gesetzesvorbehaltes des jeweiligen Grundrechts bzw. nach der 
Notwendigkeit interpretativer Grundrechtseinschränkung gefragt 
werden müßte. 

Als grober Befund kann gesagt werden, daß bei Ausübung des ZD 
Grimdrechtseinschrii11kungm wohl in geringerem Maße auftreten als 
etwa im Wehrrecht. Gründe dafür sind einerseits die traditionelle 
und zum Teil vorrechtsstaadiche Ausrichtung des Wehrrechts, an­
dererseits die unterschiedli'che Aufgabcns1dlung beider Bereiche. 
Dem Bundesheer ist als Verfassungsauftrag die ML V zugewiesen, 
eine Funktion, die nach herrschendem wehrstrategischen Verständ­
nis vor allem durch eine straff organii.icrte Befehlshierarchie und 
strenge Disziplinierung zu erfüllen ist, während dem ZD eine derart 
klar umschriebene Funktion fehlt. 

VIII. RECHTSPOLITISCHE ERWÄGUNGEN

Die Probleme, die das noch junge Grundrecht auf Befrei­
ung von der Wehrpflicht in seiner derzeitigen gesetzlichen 
Ausgestaltung aufwirft, sind, wie gezeigt worden ist, sehr 
vielschichtig. Es scehr überdies in öffencücher Diskussion.145 
Rechtspolitisch geht es insbesondere um zwei Probleme, 
nämlich um das Anerkennungsverfahren und die Ausgestal­
tung des Zivildienstes. 

1. Das Anerkennungsverfahren

Wir halten die oben zitierte Ansicht 112 des seinerzeitigen
BMI Lanc für richtig, daß Organwalter bei der Prüfung von 
Gewissensgründen für eine Verweigerung des Wehrdienstes 
überfordert sind. Aus diesem Dilemma gibt es drei Wege. 
Der erste (und der wäre logisch wohl konsequent) wäre die 
ersatzlose Abschaffung des Anerkennungsverfahrens, der 
zweite die Abschaffung des Anerkennungsverfahrens bei 
gleichzeitiger Einführung von „Hemmschwellen" für die 
Entscheidung, Zivildienst zu leisten, der dritte eine Reform 

139 In diesem Sinne ist auch der Bericht der Bundesregierung 
gern. Art. III ZOG-Novelle 1980, 5 zu verstehen; ähnlich Fessler­
Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15) 22. 

uo Als Alternativdienst gilt im herkömmlichen Sinn der Zivil-
dienst bei völliger Wahlfreiheit zwischen Wehr- und Ersatzdienst. 

141 Fessler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15) 22. 
141 Fusler-Stumpf, Zivildienstgesetz (FN 15) 21. 
143 Anderer Meinung ist Raschauer, Verfassungsfragen (FN 41) 

12, der S 2 Abs. 2 ZOG für verf.usungswidrig und einen Dienst 
ohne Waffe im Bundesheer für möglich hält. 
Das Bundesheer erfüllt übrigens auch die Anerkennungsvorausset­
zungen des § 4 ZOG nicht, der fordert, daß die Einrichtung über­
wiegend einer Tätigkeit im Sinne des §. 3 ZDG dient. 

144 Zum ZD gibt es für diese Fragen keine cmgehenden Arbei­
ten. Für den Bereich des Wehrrechts siehe Geistlinger Wehrpflicht 
und Grundrechte, OZöR 1982, 75, sowieSzekulics, Von „besonde­
ren Gewaltverhältnissen" zu „besonderen Rechtsverhältnissen" 
(mit dem Beispiel des Wehrrechts), JB!. 1984, 231; beide mit weite­
ren Nachweisen. 

145 Z.B. ,,Kurier" v. 18. 8. 1983, 2; ,,Die Furche" v. 

30. 3. 1983, 4 und v. 4. 1. 1984, 5; ,,Die Presse" v. 27. 9. 1983, 1;
,,Profil" v. 27. 9. 1983, 32.

.. , -� ....... · '9i'. ff? &344< ,• 
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des Anerkennungsverfahrens, die freilich das Grundübel der 
Fragwürdigkeit der Prüfung des Gewissens nur lindern, aber 
nicnt beseitigen kann. 

In der derzeitigen Form beschränkt sich das Verfahren vor 
der Kommission auf eine mehr oder weniger subtile Rheto­
rikprüfung mit einer Unterlegung von zweifelhaften Wis­
sensfeststellungen, die gleichzeitig die Chancen des Zugangs 
ungerecht verteilt.111 Bis zu einer rechtsstaatlichen Konti­
nuität, Berechenbarkeit oder einer befriedigenden Schlüssig­
keit der Ergebnisse dieses Verfahrens ist noch ein Stück zu 
gehen. 

Die Angst vor dem Ausufern der Zivildienerzahlen in ver­
teidigungspolitisch nicht mehr kontrollierbare Dimensionen 
bei einer ersatzlosen Abschaffung des Anerkennungsverfah­
rens und völliger Wahlfreiheit zwischen Wehr- und Zivil­
dienst 113 müßte konkretisiert werden. Erstens einmal gelte 
es zahlenmäßig zu erheben, wie viele Zivildiener es dann 
wirklich wären (in prognostischen Verfahren der empiri­
schen Sozialforschung). 146 Ob die Befürchtung eines Explo­
dierens der Zivildienerzahlen realistisch ist, ist auch dahin­
gehend fraglich, da Osterreich einer Statistik der Osterrei­
chischen Politischen Korrespondenz zufolge ja jetzt schon 
das zivildienstfreundlichste Land Europas sein soll und auch 
die Erweiterung des Antragsrechts und Verbesserung des 
Rechtsschutzes durch Einführung der ZDOK mit der No­
velle 1980 kein Ansteigen der Zivildiener.-:ahlen brachte. 
Zweitens müßten Fragen der verteidigungspolicischcn Effek­
tivität bzw. der dazu benötigten Zahl an Präsenzdiencrn, die 
ja meist an Fragen des Zivildienstes angekoppelt werden, of­
fen diskutiert werden, um diese Angst von einem diffusen 
Dauerargument gegen die Abschaffung des Anerkennungs­
verfahrens zu einer (be)greifbaren und damit einer politi­
schen Auseinandersetzung zugänglichen Diskussionsgrund­
lage zu machen. 

Die Bundesrepublik Deutschland geht den zweiten 
Weg. 147 Doch scheint auch hier die Lösung nicht glücklich. 
Das mündliche Anerkennungsverfahren ist zwar ausgesetzt, 
die Hürden zur Sichtbarmachung der „echten Verweigerer" 
mit einer Verlängerung des Ersatzdienstes um ein Drittel, 
Tendenz zu heimatfernem Einsatz sowie zur Unterbringung 
in besonderen Unterkünften sind gesetzt, doch bleibt nach 
wie vor eine „Schlüssigkeitsprüfung" des Antrages auf Be­
freiung vom Kriegsdienst bestehen. Also besteht hier letzt­
lich die Verbindung von verfahrenstechnischen Schranken 
über die Schlüssigkeitsprüfung und einer „lästigen" Ausge­
staltung des Ersatzdienstes. 

Wenn schon Streichung des Anerkennungsverfahrens, 
dann eben ersatzlos und ohne Hintertür. Da jede inhaltliche 
Auseinandersetzung mit den „echten" Gewissensgründen 
des Antragstellers als Kriterium der Verweigerung des 
Wehrdienstes problematisch bleibt und in subjektiven - und 
damit oft ungerechten - Gründen für Anerkennung oder 
Ablehnung verhaftet ist, bietet sich eine Anknüpfung an rein 
objektiv erkenn- und vorhersehbare Umstände bei der Aus­
gestaltung des Zivildienstes als sinnvoll an. Möglichkeiten 
dazu sind die Verlängerung des Zivildienstes gegenüber dem 
Wehrdienst, 148• 149 obwohl hier dann wieder die 
Gleichheitsproblematik auftaucht, 13 die uns aber erträglicher 
erscheint, weil sie wenigstens abschätzbar ist, weiters eine 
finanzielle Aufwertung des Präsenzdienstes 150• 151• 152 oder 
die Tendenz zum heimatfernen Zivildienst. Verfassungs­
rechtlich sicherlich unzulässig sind Erschwernisse, die über 
die Leistung des Zivildienstes hinausgehen, wie etwa ver­
minderte Anstellungschancen im öffentlichen Dienst. 

Der dritte Weg ist eine Reform des Anerkennungsverfah­
rens, die aber letztlich nur als die Verbesserung einer Über­
gangslösung bezeichnet werden kann. Zweckmäßig wäre die 
Umkehr der Beweislast des § 6 (2) ZDG. Sichergestellt 
müßte es ferner sein, daß die ZDK - ähnlich wie beim amts­
wegigen Widerruf der Befreiung von der Wehrpflicht nach 

§ 5 a (3) ZDG - die Gewissensgründe amtswegig erforscht;
es muß nämlich der unbefriedigende Zustand beseitigt wer­
den, daß Antragsteller abgelehnt werden, weil sie entweder
rhetorisch schwächer oder im Glauben sind, die Kommis­
sion werde sie schon ausführlich befragen, oder einfach nicht
ausreichend für das Verfahren „eingeschult" sind.

Eine weitere Verbesserung wäre im Bereich der Ruhensbe­
Stimmunge.n des § 5 ZDG w treffe11. Die Regelung sollte 
dahingehend geändert werden, daß auch 10 Tage nach Erhalt 
des ersce-n wirksamen Einberufungsbefehls ein Antragsrcchc 
bestehen bleibt. Der Präsenzdienst wäre dann so lange zu 
leisten, bis der Antragsteller als Zivildiener anerkannt ist. 
Allerdings müßte dazu das Verfahren beschleunigt werden 
und die Entscheidung rascher erfolgen, da eine solche Neue-

146 Im Bericht des BMI (s. LV) über die Jahre 1981 und 1982 
(Beilagen 2 und 5) gibt es statistisches Material zu der Entwicklung 
der Zivildienerzahlen in Osterreich. 

Jahr 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 

taug�che Wehr-
pflichtige 50 593 51 306 52 541 70 318 70 062 59 190 56 217 54 099 

gestellte 
Anträge 

anerkannte 

ZD-Pflichtige 

Verhältnis der 
tauglichen 
Wehrpfl. zu 
anerkannten 

2 481 2015 2 259 2914 3 796 4 011 4 041 4242 

1 257 1 439 1 477 1 994 2 489 3 188 2 826 2 909 

ZD in o/o 2,48 2,80 2,81 2,83 3,55 5,38 5,02 5,37 
(Beilage 2) 

Wobei die Verhältniszahlen der tauglichen Wehrpflichtigen zu den 
anerkannten Zivildienern insofern vorsichtig zu beurteilen sind, als 
ZD-Antragsteller sich aus mehreren Geburtenjahrgängen rekrutie­
ren und auch Antragsteller miteinbezogen sind, die ihren Wehr­
dienst schon abgeleistet haben. 
Der Stand an Zivildienstpflichtigen wird in Beilage 5 bis 
31. 12. 1982 mit 20212 angegeben.
Leider finden sich in den verschiedenen Berichten keine genauen
Ang.1bcn über die Zahl der V/CH-Beschwl'rden wegen behaupteter
Verletzung de Grundrecht auf Befreiung von der Wehrpflicht.
Nach persönlichen Nachforschungen gab es bis 30. 6. 1983 ca. 50 
VfGH-Beschwerdcn wegen behaup1ctcr Verletzung des Grund­
rechts auf Befreiung von der Wehrpflicht, die Anlaßfälle für Geset­
zesaufhebungen ausgenommen.

147 Dazu: Günther, Altes und Neues im Recht der Kriegsdienst­
verweigerung, D�I. 1983, 1083; Berg, Neue Fragen zum Grund­
recht au( Kricgsdiensrverwcigert.mg, ] A 1983, 632; Sieinlerhner, 
Da. neue Kriegsdiensrverweigerungsrecht, NJW 1983, 1827; Schu­
macher, Die N eurcgelung des Rechis der Kriegsdienstverweigerung, 
DOV 1983, 918; zur alten Lage z.B.: Dörig, Gewissensfreiheit und 
Diskriminierungsverbot als Grenzen einer Neugestaltung des 
Art. 12 a Abs. 2 GG (1981). Kroells, Kriegsdienstverweigerung. 
Das unbequeme Grundrecht (1980), alle m. w. N. 

148 Vgl. Punkt 5 der Entschließung des Europäischen Parla­
ments v. 7. 2. 1983 (EuGRZ 1983, 141), nach der die Dauer des Er­
satzdienstes die Dauer des Wehrdienstes „nicht überschreiten" 
dürfte. 

149 Zu beachten bleibt freilich auch, daß eine zu krasse Verlänge­
rung des Zivildienstes einen grundrechtlich wohl nicht zulässigen 
Druck auf die Gewissensentscheidung des einzelnen ausüben wür­
de. 

150 Die Möglichkeit des verlängerten Grundwehrdienstes bedeu­
tet bei der derzeitigen Arbeitsmarktlage eine Bevorzugung des 
Wehrdienstes. 

151 So etwa in Dänemark: Zivildiener werden schlechter bezahlt 
und dienen länger; Dörig, Gewissensfreiheit (FN 147) 131 ff. 

152 In Dänemark hat die finanzielle Besserstellung der Wehrdie­
ner zu einem Sinken der Verweigerungszahlen geführt; Dörig, Ge­
wissensfreiheit (FN 147) 195. 
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rung ansonsten ins Leere ginge. 153 Der rechtstechnische 
Trick mit der statischen Verweisung des § 2 (1) ZDG und 
der daraus •ernhierenden Verfassungsqualitä� uon 

§ 5 (1) ZDG wäre aufzuheben.

2. Die Ausgestaltung des Zivildienstes
Zweiter Bereich, der einer genaueren rechtspolirischen Be­

trachtung unterzogen werden muß, ist die Ausgestaltung des 
oZD bzw. des aoZD. Um jedwede Mißverständnisse auszu­
schließen 154 erscheint es angebracht, den § 2 (2) ZDG in 
Verfassungsrang zu heben, also die Leistung des Zivildien­
ste_s außerhalb de Bundesheere· explizit unter verfassungs­
mäßigen Schutz zu stellen. Weiters diente es der Klarm:1-
lu·ng, wenn in§ J (2) ZDG beim Punkt „Katastrophenhilfe, 
Zivil chuu und son tige Tätigkeiten im Rahmen der zivilen 
Landesverteidigung" der Zusatz angebracht wäre: ,,ausge­
nommen jene Bereiche, die auf Grund ihrer funktionalen 
Nähe zur militärischen Landesverteidigung den Gewissens­
gründen des § 2 (1) widersprechen". 

2. Entscheidungen

Schweiz 

Schweizerisches Bundesgericht (BGer), Lausanne 

Im Hinbljck auf den Aspekt der funhi nalen N:ihe zur 
MLV sollte das Curriculum de Grundlehrganges re armiert 
werden. Ferner wäre es zweckmäßig, djc Fälle bzw. Aufga­
ben des außerordentlichen Zivildienstes im ZDG zu deiinie­
ren und es n ich1 bei der vagen fonnulierung de.s § 21 ZOG 
zu belassen. 

Angebracht wäre es, die Anrufung des VwGH gegen Be­
scheide der ZDOK ausdrücklich für zulässig zu erklären, um 
den Rechtsschmz auch auf umerverfassungsrechtliche Ver­
letzungen auszudehnen.155 

153 Von der Antragstellung bis zur Entscheidung der ZDK dau­
ert es oft 8 Monate. 

154 Wie sie etwa bei Raschauer, Verfassungsfragen (FN 41) 12, 
vorliegen. 

m Siehe unter Teil V.3. 

P 415/84 - Beschluss der 1. öffentlichrechdichen Abteilung vom 16. Juli 1984 

i. S. M. gegen Staatsanwaltschaft und Anklagekammer des Obergerichts des Kantons Zürich

Gegenstandslosigkeit von Haftbeschwerden 

Leitsatz (des Bearbeiters): 
1. Es fehlt am aktuellen praktischen Interesse an der Be­

handlung einer Haftbc chwerde durch das Bundesgericht, 
wenn der Beschwerdeführer während der Hängigkeit des 
bundesgerichtlichen erfahrcms aus der Ha.fr end scn wird. 
Schadenersatz.- und Genugcuungsansprüc::hc wegen un­
rechtm:issig�r oder ungerechtfertigter Haft sind in die em 
Fall rucht v n der v rgängigcn Fest tellung der Verfas­
sungswidrigkeit der Hafr durch das Bundesgericht abhfagig 
(E. 2 a, Änderung der Rechtsprechung). 

2. Es liegen keine Umstände vor, unter denen auf das Er­
fordernis des aktuellen praktischen Interesses an der Be­
handlung der Beschwerde verzichtet wird (E.2 b ). 

Verfassungssätze: 

Art. 88 des Bundesgesetzes über die Organisation der Bundes­
rechtspflege (OG) 
Persönliche Freiheit 
Art. 5 Ziff. 5 EMRK

Sachverhalt: 

M. erhob gegen die Verlängerung seiner Untersuchungs­
haft staatsrechtliche Beschwerde beim Bundesgericht. Wäh­
rend der Hängigkeit des Verfahrens wurde M. aus der Haft 
entlassen. Das Bundesgericht schreibt die Beschwerde als 
gegenstandslos geworden ab. 

Erwägungen: 

,.( ... ) 2.- a Nach der Rechtsprechung zu Art. 88 OG 
verlangt das Bundesgericht, dass der Beschwerdeführer ein 
aktueUes praktisches Interesse an der Aufhebung des ange­
fochtenen Entscheides hat (BG.E 109 la 170, 108 ib 124, 107 
Ta LJ9, 106 Ta 152, mit Hinweisen). Die es Erfordernis soll 
sichemellen, dass das Gericht konkrete und nicht blos� 
theoretische Fragen entscheidet, und es dient damit der Pro-

zcssökonomie (BGE 109 la 170, 106 fa 152, 104 la 488; \Val­

cer Kälin, D;is Verfahre□ der staat rechtlichen Beschwerde, 
Bern 1984, S. 244). Im vorliegenden Fall steh1 ausser Zwei­
fel, dass der Beschwerdeführer im Hinblick auf die Entlas­
·ung aus der Haft kein akruelle praktisches lnteresse mehr
an der Behandlung seiner Beschwerde hat. Es stellt sich in­
dessen die Frage, ob allenfalls in anderer Hinsicht weiterhin
ein lntercsse an der Feststellung der behaupteten Verfas-
ungswidrigkeit der erstandenen Untersuchungshaft besteht.

Das Bundesgericht hat in seiner früheren Rechtsprechung 
ein lnteresse an der materiellen Behandlung von Haftbe­
schwerden auch dann anerkannt, wenn dje Untersuchungs­
haft durch Freilassung oder rechtskräftiges Urteil beendet 
worden war (BGE 98 la 100; nicht veröffentlichtes Urteil 
i.S. F.Sch. vom 19. Dezember 1979, zitiert bei Robert L("l)i,
Schwerpunkte der Rechtsprechung des Bundesgerichts 1.u
Fragen der Untersuchungshaft seit dem Beitritt der Schweiz
zur Europäischen Mea.schenrechtskonvention, i.n: Melanges
Andre Grisel, Neuchatei 1983, S. 346 f.). Es nahm an, der
Betroffene sei an der Feststellung der Verfassungswidrigkeit
der erstandenen Haft deshalb nach wie vor interessiert, weil
er daraus allenfalls Schadenersatz- oder Genugruungsan­
sprüche ableiten könne und es unsicher ·ei, ob der mit der
Klage befasste Richter die Verfassungsmässigkeit der Haft
vorfrageweise überprüfe (vgl. BGE 47 l 143, 109 la 171,
L("l)i, a.a.0., S. 347, mit weitem Hinweisen).

Im Jahre 1980 ging das Bundesgericht 1.u einer zurückhal­
tenderen Beurteilung des Interesses an Beschwerden über 
bereits beendete Haft über (vgl. die Darste.Uung bei Levi, 
a.a.O., S. 347 f.). La einem den Kanton Basel-Stadt betref­
fenden FalJ führte es aus, aufgrund des kantonalen Rechts
stehe die rechtskräftige Ablehnung eine Haftentlassungsge­
suches durch die kantonalen Behörden der materiellen Beur­
teilung eines späteren Entschädigungsbegehrens nicht entge­
gen, und es verneinte daher ein Interesse an der Prüfung der




